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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Im großen  Raffkampe“, LA 33  
Stadtgebiet zwischen Lammer Busch, Feldweg und Hannoversche Straße (Geltungsbereich A) 
Stadtgebiet Gemarkung Lamme, Flur 3, Flurstück 85/1 (Geltungsbereich B) 
Stadtgebiet Gemarkung Lehndorf, Flur 6, Teilfläche Flurstück 386/6 (Geltungsbereich C) 
Stadtgebiet Gemarkung Lamme, Flur 2, Teilfläche Flurstück 191/63 (Geltungsbereich D) 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 
 

 
 
 
"1. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-

mäß § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlägen 
der Verwaltung gem. Anlage 6 zu behandeln. 

  2. Der Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Im großen Raffkampe“, LA 33, wird in der 
während der Sitzung ausgehängten Fassung gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung be-
schlossen. 

  3. Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen.“ 
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Aufstellungsbeschluss und Planungsziel 
 
Am 18. Juli 1996 hat der Rat der Stadt Braunschweig der Rahmenplanung „Lammer Busch“ für die 
Wohngebietsentwicklung im Raum Lamme zugestimmt. Gleichzeitig wurde der Beschluss gefasst, im 
Planungsraum südlich und östlich von Lamme den Flächennutzungsplan zu ändern und Bebauungs-
pläne aufzustellen. Für den Planbereich wurden mittlerweile vier Bebauungspläne aufgestellt und 
umgesetzt. Mit diesem Bebauungsplan „Im großen Raffkampe“, LA 33, wird diese geplante Wohnge-
bietsentwicklung fortgesetzt und um ein Wohngebiet für ca. 77 Einfamilienhäuser ergänzt. Anlass ist 
die nach wie vor anhaltende Nachfrage nach Einfamilienhausgrundstücken in Braunschweig. 
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB, 
und sonstiger Stellen 
 
Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 14. Dezember 2012 bis 31. Januar 2013 durchgeführt. 
 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem Vor-
schlag der Verwaltung versehen. 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Am 21. Mai 2013 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss beschlossen und in 
der Zeit vom 31. Mai 2013 bis 1. Juli 2013 durchgeführt. 
Es wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 
 
Planänderungen nach dem Auslegungsbeschluss 
 
Der ehemalige Geltungsbereich D (Fläche für die Umsiedlung von Feldhamstern) sollte zum 
Satzungsbeschluss entfallen, da bei einer Feldbegehung im Frühjahr 2013 keine Feldhamster 
nachgewiesen werden konnten. 
 
Anlässlich der Beratung über den städtebaulichen Vertrag hat der Planungs- und Umweltaus-
schuss in seiner Sitzuung am 14. August 2013 beschlossen, dass der Geltungsbereich D den-
noch Bestandteil des Bebauungsplanes „Im großen Raffkampe“, LA 33, bleiben solle. Damit sei 
für den Fall, dass vor Erschließungsbeginn noch Feldhamster gefunden würden, eine Um-
siedlungsfläche gesichert. 
 
Der Geltungsbereich D ist nunmehr in den zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes wieder in der Fassung der öffentlichen Auslegung enthalten; die Begründung 
mit Umweltbericht wurde entsprechend angepasst.  
 
Empfehlung 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die in der Anlage 6 aufgeführten Stellungnahmen den Vorschlägen der 
Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Im gro-
ßen Raffkampe“, LA 33, als Satzung sowie die Begründung mit Umweltbericht zu beschließen. 
 
Die Zuständigkeit des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG. 
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Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Übersichtskarte über die Geltungsbereiche A, B und C 
Anlage 2: Nutzungsbeispiel  
Anlage 3 a: Zeichnerische Festsetzungen Geltungsbereich A 
Anlage 3 b: Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich B 
Anlage 3 c: Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich C 
Anlage 3 d: Planzeichenerklärung 
Anlage 4: Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Anlage 5: Begründung mit Umweltbericht 
Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) 

BauGB und sonstiger Stellen 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Leuer 
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 Anlage 4 
 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Im großen Raffkampe LA 33 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1. In den Allgemeinen Wohngebieten sind folgen-


de Nutzungen nach § 4 Abs. 2 BauNVO allge-
mein zulässig: 


Nr. 1: Wohngebäude, 


Nr. 2: die der Versorgung des Gebietes die-
nenden Läden, Schank- und Speisewirt-
schaften sowie nicht störenden Hand-
werksbetriebe, 


Nr. 3: Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke. 


 
2. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind folgen-


de Nutzungen nach § 4 Abs. 3 BauNVO aus-
nahmsweise zulässig: 


Nr. 1: Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 


Nr. 2: sonstige nicht störende Gewerbebetrie-
be, 


Nr. 3: Anlagen für Verwaltungen. 
 
3. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 werden die 


Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes. 


 
 
II Maß der baulichen Nutzung, Höhe baulicher 


Anlagen 
 
1. Trauf- und Firsthöhen 
 


In den Allgemeinen Wohngebieten dürfen Ge-
bäude eine Traufhöhe von 6,5 m sowie eine 
Firsthöhe von 10,0 m über dem Bezugspunkt 
nicht überschreiten. Gebäude mit Flachdach 
dürfen die festgesetzte maximale Traufhöhe 
nicht überschreiten 
 
First im Sinne dieser Festsetzungen ist die obe-
re Begrenzungskante der Dachflächen. Traufe 
im Sinne dieser Festsetzungen ist die Schnittli-
nie der Außenflächen von Außenwand und 
Dachhaut. 
 


2. Bezugspunkte der Höhenangaben 
 


Bezugspunkt für Höhenangaben ist die Höhen-
lage der nächstgelegenen öffentlichen Ver-
kehrsfläche oder nächstgelegenen privaten 
Verkehrsfläche an dem Punkt auf der Straßen-
begrenzungslinie, der der Mitte der straßenzu-
gewandten Gebäudeseite am nächsten liegt. 
 
Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugspunkt 
zur Mitte der straßenseitigen Gebäudeseite, so 
ist die Höhe des Bezugspunktes um das Maß 
der natürlichen Steigung oder des Gefälles zu 
verändern. 
 


 
III Überbaubare Grundstücksflächen 
 
In den Allgemeinen Wohngebieten dürfen die Bau-
grenzen durch Gebäudeteile im Sinne von § 5 Abs. 3 
NBauO bis zu einer Tiefe von 1,5 m auf maximal der 
Hälfte der jeweiligen Fassadenseite überschritten 
werden. 
 
 
IV Stellplätze und Garagen 
 
1. Je Grundstück ist nur eine Ein- und Ausfahrt in 


einer Breite von maximal 4,0 m zulässig. 
 
Ausnahmsweise kann im Einzelfall hiervon ab-
gewichen werden, wenn auf einem nicht weiter 
unterteilten Grundstück ein Doppelhaus oder 
eine Reihenhausgruppe (je Doppel-
haus/Reihenhaus ein separater Eingang) errich-
tet werden soll. Dabei ist je Doppelhaushälfte/je 
Reihenhaus nur maximal eine Ein- und Ausfahrt 
zulässig. 
 


2. Die Zufahrtsseiten von Stellplätzen, Garagen 
und offenen Garagen (Carports) müssen einen 
Abstand von mindestens 3,0 m von den öffentli-
chen Verkehrsflächen einhalten. 
 


3. Längs- und Rückseiten von Garagen und offe-
nen Garagen (Carports) müssen einen Abstand 
von mindestens 1,0 m zu öffentlichen Flächen 
einhalten. Soweit sie weniger als 3,0 m Abstand 
zu öffentlichen Flächen einhalten, sind diese 
Abstandsflächen und die Wandseiten auf der 
der öffentlichen Fläche zugewandten Seite voll-
ständig einzugrünen (Flächenbegrünung mit 
Sträuchern und/oder Hecken, Begrünung von 
Wandseiten mit Kletterpflanzen). 
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V Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen 


Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes 


 
1. In den Allgemeinen Wohngebieten sind bei 


Errichtung und Änderung von Gebäuden passi-
ve Schallschutzmaßnahmen nach den Bestim-
mungen für die im Bebauungsplan festgesetz-
ten Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 
„Schallschutz im Hochbau“ und gemäß 
VDI 2719 „Schalldämmung von Fenstern und 
deren Zusatzeinrichtungen“ durchzuführen. 
 


2. Von den Festsetzungen unter 1. kann ganz 
oder teilweise abgesehen werden, wenn nach-
gewiesen wird, dass der erforderliche Schall-
schutz auf andere Weise gewährleistet ist. 
 


 
VI Grünordnung 
 
1. Private Flächen 


 
Gemeinschaftsgaragen und Stellplatzanlagen 
für jeweils mindestens 6 Pkw sind mit einer 
0,80 m bis 1,20 m hohen Anpflanzung oder 
Schnitthecke aus Laubgehölzen einzugrünen. 
 
Auf Stellplatzanlagen mit mindestens 6 Stell-
plätzen ist je angefangene 6 Stellplätze zusätz-
lich ein mindestens mittelkroniger Laubbaum zu 
pflanzen. 
 


2. Öffentliche Flächen 
 
2.1 In den festgesetzten öffentlichen Verkehrsflä-


chen (Planstraßen A bis E) sind insgesamt 
mindestens 50 Stück mittel- bis kleinkronige 
Laubbäume zu pflanzen. Die zeichnerisch fest-
gesetzten Baumstandorte sind hierauf anre-
chenbar. 
 


2.2 Die öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbe-
stimmung „Parkanlage“ sind überwiegend land-
schaftlich mit Wiesenflächen und Gehölzpflan-
zungen zu gestalten. Die Integration von Spiel-
angeboten sowie Möblierungen zum Aufenthalt 
ist zulässig. Darüber hinaus sind auf den ge-
kennzeichneten Teilflächen folgende Merkmale 
umzusetzen: 
 
Teilfläche  1  ist als Obstwiese mit mindestens 
10 Obstbäumen herzustellen. 
 
Teilfläche  2  ist als Ortsrandgrün mit Wiesen-
flächen, Heckenstrukturen und Einzelbäumen 
unter Verwendung heimischer Arten naturnah 
zu gestalten und extensiv zu pflegen. 
 
Teilfläche  3  ist entlang der Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung „ÖPNV-Trasse“ 
mit Baumpflanzungen zu gestalten. Es sind 
mindestens 25 Stück mindestens mittelkronige 
Laubbäume zu pflanzen. 
 
Teilfläche  4  ist platzartig für die Erlebbarkeit 
des Ausblicks auf die Stadtsilhouette von 
Braunschweig zu gestalten. 
 


In Teilfläche  5  sind von der Straße Lammer 
Busch zu den Planstraßen B, C, D und E Wege 
als Zufahrten für Einsatzfahrzeuge der Feuer-
wehr und sonstige Rettungsfahrzeuge zulässig. 
 


3. Öffentliche und private Flächen 
 


3.1 Für die anzupflanzenden Bäume auf öffentli-
chen Verkehrsflächen und privaten Stellplatzan-
lagen ist je Baum eine offene Vegetationsfläche 
von in der Regel 2,00 m Breite und 9 m² Fläche 
vorzusehen. Die Flächen sind dauerhaft zu be-
grünen und nachhaltig gegen Überfahren zu 
schützen. 
 


3.2 Für die anzupflanzenden Laubbäume sind als 
Pflanzqualität Hochstämme mit Stammumfang 
18 bis 20 cm zu verwenden, für die anzupflan-
zenden Obstbäume Hochstämme mit Stamm-
umfang 10 bis 12 cm. 
 


3.3 Die öffentlichen Grünflächen sind spätestens 
zwei Jahre nach Beginn der Erschließungsar-
beiten herzustellen und innerhalb von zwei Jah-
ren fertigzustellen. Die Anpflanzungen auf den 
öffentlichen Verkehrsflächen sind spätestens in 
der nächstfolgenden Pflanzperiode nach Ab-
nahme der Verkehrsflächen durchzuführen und 
fertigzustellen. Bei Bildung von Bauabschnitten 
ist diese Festsetzung analog anzuwenden. 
 
Die festgesetzten Anpflanzungen auf privaten 
Flächen müssen spätestens ein Jahr nach In-
gebrauchnahme der baulichen Anlagen fertig-
gestellt sein. 
 


3.4 Die Anpflanzungen und sonstigen Begrünungen 
auf öffentlichen Flächen sind mit einer zweijäh-
rigen Entwicklungspflege im Anschluss an die 
Fertigstellungspflege herzustellen. 
 


3.5 Die festgesetzten Anpflanzungen und Begrü-
nungen sind fachgerecht auszuführen, dauer-
haft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 


 
 
VII Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 


Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(Geltungsbereiche  B, C und D), Zuordnung 


 
1. Die im Geltungsbereich B festgesetzten Flächen 


für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
sind durch folgende Maßnahmen naturnah zu 
entwickeln: 
 
- In einer 30,0 m breiten Zone angrenzend an 


den Lammer Graben sind arten- und struk-
turreiche, zum Teil feuchte Ruderalfluren 
durch Aufgabe der bisherigen Nutzung zu 
entwickeln. Die Flächen sind gehölzfrei zu 
halten (Mahd mindestens einmal alle drei 
Jahre und maximal einmal alle zwei Jahre). 


 
- Anlage eines mindestens 1.200 m² großen 


Feldgehölzes aus standortheimischen Arten. 
Die Pflanzung ist mindestens mit Forstquali-
tät nach forstlichen Standards durchzufüh-
ren. 
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- Pflanzung von mindestens 15 Stück groß-
kronigen Laubbäumen in aufgelockerter 
Gruppierung. Es sind standortheimische Ar-
ten zu verwenden. Die Bäume sind als 
Hochstämme mit Stammumfang 14 bis 
16 cm mit dauerhaftem Verbissschutz zu 
pflanzen. 


 
- Die übrigen Flächen sind durch Ansaat mit 


einer artenreichen, an den Standort ange-
passten Kräuter-/Gräsermischung zu Grün-
land zu entwickeln. Eine extensive Bewirt-
schaftung als Weide oder Mähwiese ist zu-
lässig. 


 
Die Gehölzpflanzungen sind außerhalb des 
Niedermoorkörpers in den nördlichen Teilberei-
chen der Fläche anzuordnen. Das Feldgehölz 
ist mit einer fünfjährigen, Grünland- und Baum-
pflanzungen sind mit einer zweijährigen Ent-
wicklungspflege im Anschluss an die Fertigstel-
lungspflege herzustellen. 
 


2. Die im Geltungsbereich C festgesetzten Flä-
chen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sind durch folgende Maßnahmen 
naturnah zu entwickeln: 
 
- Die Flächen sind als Lebensraum für Offen-


landarten (z.B. Feldhase, Feldlerche) zu ge-
stalten (Extensivbrache, einzelne Ge-
hölzstrukturen). 
 


3. Die im Geltungsbereich D festgesetzten Flä-
chen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sind durch folgende Maßnahmen 
als Lebensraum für den Feldhamster naturnah 
zu entwickeln: 
 
- Extensive Bewirtschaftung der Ackerflächen 


unter Berücksichtigung der Lebensrauman-
sprüche des Feldhamsters, wie z.B. Um-
bruch jedes zweite Jahr im Frühjahr, Ver-
wendung von Saatgut für bedrohte Arten der 
Feldflur, Anbau von Sommer- und Winterge-
treide sowie von Luzernen, 


 
- Anlage von Ackerrandstreifen. 


 
4. Die Maßnahmen in den Geltungsbereichen B 


und C sind spätestens drei Jahre nach Beginn 
der Erschließungsarbeiten durchzuführen und 
innerhalb von zwei Jahren fertigzustellen. 
 


5. Die Maßnahmen im Geltungsbereich D sowie 
die Umsetzung der Feldhamster auf die ent-
sprechend vorbereitete Umsetzungsfläche im 
Geltungsbereich D sind vor Beginn der Er-
schließungsmaßnahmen bzw. sonstiger erster 
Baumaßnahmen durchzuführen. 
 


6. Die Maßnahmen in den Geltungsbereichen B, C 
und D sind fachgerecht auszuführen. Die Flä-
chen sind dauerhaft im Sinne der Festsetzun-
gen zu erhalten. 
 


7. Die im Geltungsbereich A festgesetzten Öffent-
lichen Grünflächen  1  und  2   mit den unter 
A VI 2.2 getroffenen Festsetzungen zur Herrich-


tung dieser Flächen sowie die unter A VII 1., 2. 
und 3. festgesetzten Flächen und Maßnahmen 
in den Geltungsbereichen B, C und D dienen im 
Sinne des § 1 a BauGB dem Ausgleich von 
Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft, die 
aufgrund dieses Bebauungsplanes zulässig 
sind. Sie werden dem Geltungsbereich A im 
Sinne von § 9 Abs. 1 a und § 135 a BauGB wie 
folgt zugeordnet: 
 
Allgemeine Wohngebiete: 75,18 % 
Öffentliche Verkehrsflächen: 24,82 % 


 
 


VIII Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
 
 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der 


Anlieger und der Träger der Ver- und Entsorgung. 
In Abhängigkeit vom späteren Bebauungskonzept 
können Lage und Ausdehnung der Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechte ausnahmsweise verändert 
werden. 


 
 
B Örtliche Bauvorschrift 


gemäß §§ 80 und 84 NBauO 
in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB 
 
I Geltungsbereich 
 
Die örtliche Bauvorschrift gilt für alle Baugebiete im 
Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes. 
 
 
II Dächer 
 
1. Dachgauben, Zwerchgiebel und Zwerchhäuser 
 
1.1 Dachgauben, Zwerchgiebel und Zwerchhäuser 


sind bis zu einer Breite von maximal der Hälfte 
der Länge der betroffenen Dachfläche, gemes-
sen auf halber Höhe zwischen Trauf- und First-
linie, zulässig. 
 


1.2 Die unter A II 1 festgesetzten maximalen Trauf-
höhen dürfen für Zwerchgiebel und Zwerchhäu-
ser um max. 1,50 m überschritten werden. 
 


2. Dachneigung 
 
Die Dachflächen der geneigten Dächer von 
Hauptgebäuden dürfen nur folgende Neigungen 
aufweisen: 


a) bei Satteldächern und Dächern mit Krüp-
pelwalm 20° bis 45°, 


b) bei Pultdächern 10° bis 25°, 


c) bei Walm-, Zelt- und gegeneinander ver-
setzten Pultdächern 15° bis 30°. 


 
Diese Festsetzungen zur Dachneigung gelten 
nicht für Dachgauben, Zwerchgiebel und 
Zwerchhäuser sowie für Wintergärten, Ein-
gangsüberdachungen, Windfänge und Terras-
senüberdachungen. 
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3.  Material und Farbe von Dacheindeckungen 
 
Für die geneigten Dächer von Hauptgebäuden 
sind nur die Farbtöne von rot bis braun und von 
grau bis schwarz zulässig. 
 
Darüber hinaus sind zulässig: 


- Glasdächer und –elemente, 


- Dachflächen, die als Solar- oder Foto-
voltaikanlagen ausgebildet werden, 


- begrünte Dachflächen. 
 


 
III Einfriedungen, Sicht- und Windschutzanlagen 
 
1. Einfriedungen an öffentlichen Verkehrsflächen 


und öffentlichen Grünflächen sind nur wie folgt 
zulässig: 


a) als Hecke aus Laubgehölzen, ggf. in Ver-
bindung mit einem Maschendrahtzaun, 


b) als bauliche Einfriedung bis max. 1,20 m 
Höhe. 


 
2. Sicht- und Windschutzanlagen sind außerhalb 


der überbaubaren Grundstücksflächen unzuläs-
sig. 
 


 
IV Einstellplätze 
 
Für Gebäude mit 1 Wohnung müssen 2 Einstellplätze 
je Wohnung hergestellt werden. 
 
Für Gebäude mit mehr als 1 Wohnung müssen 
1,5 Einstellplätze je Wohnung hergestellt werden. Es 
ist auf ganze Zahlen aufzurunden. 
 
 
V Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig i.S. von § 80 NBauO handelt, wer 
eine Baumaßnahme durchführt oder durchführen 
lässt, die der örtlichen Bauvorschrift widerspricht. 
 
 
C Hinweise 


 
1. 


Auf Grund der vergleichsweise hohen Grund-
wasserstände und geringen Durchlässigkeit der 
Böden ist mit einem erhöhten Aufwand für die 
Unterkellerung und Trockenhaltung von Gebäu-
den zu rechnen. Zur Festlegung der konkreten 
Maßnahmen werden Baugrundaufschlüsse für 
die einzelnen Baumaßnahmen empfohlen. 
Die Tragfähigkeit ist ausreichend bis gut (siehe 
Baugrunduntersuchung vom 28. November 
2005). 


Baugrund 


 
2. Kampfmittel 


Das Plangebiet wurde im 2. Weltkrieg bombar-
diert. Es ist damit zu rechnen, dass im Erdbo-
den Sprengbombenblindgänger vorhanden sein 
könnten. Aus Sicherheitsgründen ist für das ge-
samte Plangebiet eine Flächensondierung auf 


Sprengbombenblindgänger (EDV-
Aufzeichnung) und die Aufgrabung von festge-
stellten Verdachtspunkten durchzuführen. 


Am südlichen Rand des Plangebietes befand 
sich im zweiten Weltkrieg eine Flakstellung. Es 
ist damit zu rechnen, dass sich die Fundamente 
der Flakstellung noch im Boden befinden. 
 


3. Lärmschutz 


Zur Umsetzung der textlichen Festsetzungen 
A V  „Festsetzungen zum Schutz gegen schäd-
liche Umwelteinwirkungen“ sind folgende 
Grundlagen maßgeblich: 


- DIN ISO 9613-2 „Dämpfung des Schalls bei 
der Ausbreitung im Freien“, Herausgeber 
Deutsches Institut für Normung, Beuth-
Verlag, Berlin, 1999 


- VDI-Richtlinie 2719 „Schalldämmung von 
Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“, 
Herausgeber Deutsches Institut für Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin,1987. 


- DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, Her-
ausgeber Deutsches Institut für Normung, 
Beuth-Verlag, Berlin, 1989. 


 
Diese Unterlagen können in der „Beratungsstel-
le Planen - Bauen - Umwelt“ oder bei der Abtei-
lung Umweltschutz der Stadt Braunschweig 
eingesehen werden. 
 


4. Schutzstreifen von Leitungen


5. 


 
 
Die Art der Bepflanzungen im Schutzbereich  
der Leitungstrassen ist mit den jeweiligen Lei-
tungsträgern abzustimmen 
 
Ausgleich ÖPNV-Trasse 
 


 


Für die Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung „ÖPNV-Trasse“ wurden keine Aus-
gleichsmaßnahmen im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes bzw. gemäß § 1 a BauGB fest-
gesetzt. Die Bilanzierung des Eingriffs ist Ge-
genstand des entsprechenden Planfeststel-
lungsverfahrens. 


6. 
 
Flächen im Geltungsbereich B 


Die Maßnahmen im Geltungsbereich B sind 
Bestandteil des Gesamtkonzeptes zur Entwick-
lung der Lammer Graben-Niederung. Anpas-
sungen und weitere Maßnahmen auf den Flä-
chen im Sinne der Gesamtplanung sind zuläs-
sig, dienen aber nicht dem Ausgleich dieses 
Bebauungsplanes. 
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 24. Juni 2013 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 
 


 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


1.4 
 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. S. 1274) 
 
1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)


 


 
 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Art. 2, Absatz 24 des Gesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482) 


1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)


1.7 


 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBl. I S. 734) 
 
Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 
 


 
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 


1.8 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 


 
in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46) 


1.9 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
 


 


in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Art. 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 589) 


 
2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 und im Regionalen 
Raumordnungsprogramm 2008 (RROP 2008) für den Großraum Braun-
schweig ist die Stadt Braunschweig im oberzentralen Verbund mit Wolfsburg 
und Salzgitter als Oberzentrum der Region verbindlich festgelegt. Die Sied-
lungsentwicklung ist dabei vorrangig auf das zentralörtliche System auszu-
richten, was insbesondere auch für die Sicherung und Entwicklung von 
Wohnstätten gilt. 
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Das RROP enthält für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes folgen-
de Darstellung: „vorhandener Siedlungsbereich oder bauleitplanerisch gesi-
cherter Bereich“. Damit ist der Bebauungsplan an die Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung angepasst. 
 


2.2 Flächennutzungsplan


2.3 


 
 
Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplans gilt der Flächennutzungs-
plan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
6. Oktober 2005. Er stellt in seiner derzeit geltenden Fassung für das Plan-
gebiet überwiegend Wohnbauflächen dar. Eine Ost-Westachse im mittleren 
Bereich stellt Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Parkanlagen“ dar. 
 
Damit ist der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächen-
nutzungsplan entwickelt. 
 


 
Bebauungspläne 


Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes bestehen bisher keine 
rechtskräftigen Bebauungspläne. 
 
 


3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Um die zukünftige Siedlungsentwicklung im Westen der Stadt Braunschweig 
zu steuern, hat die Verwaltung im Jahr 1996 eine städtebauliche Rahmen-
planung für das Stadtgebiet zwischen der westlichen Stadtgrenze, Kanzler-
feld, Lehndorf und der B 1 erarbeitet. Ziel war es, im Westen der Stadt mög-
lichst großräumige Siedlungsflächen auszuweisen, vor allem für den Einfami-
lienhaussektor. Damit sollte der anhaltend großen Nachfrage nach Bau-
grundstücken Rechnung getragen werden. Am 18. Juni 1996 stimmte der 
Rat der vorgelegten Rahmenplanung zu. Gleichzeitig wurde der Beschluss 
gefasst, im Planungsraum den Flächennutzungsplan zu ändern und einen 
Bebauungsplan aufzustellen  
 
Zunächst wurden die Flächen westlich der Neudammstraße erschlossen 
(Bebauungspläne „Lammer Busch-West“, LA 26, und „Sportanlage Lamme-
Süd“, LA 27). Anschließend wurde für die Flächen östlich der Neudammstra-
ße ein städtebauliches Konzept für insgesamt ca. 630 Wohneinheiten entwi-
ckelt. Dieses Konzept soll entsprechend der Nachfrage und den jeweiligen 
liegenschaftlichen Verhältnissen in mehreren Bauabschnitten realisiert wer-
den. 
 
Der Bebauungsplan „Lammer Busch-Ost, 1. Bauabschnitt“, LA 31, wurde im 
Jahre 2006 rechtskräftig und ist mittlerweile zu einem großen Teil realisiert 
worden. 
 
Der Bebauungsplan „Lammer Busch-Ost, 2. Bauabschnitt“, LA 32 wurde im 
Jahre 2007 rechtskräftig. Dieses Gebiet wird zurzeit erschlossen. Bei der 
Vermarktung lag die Nachfrage nach Grundstücken in diesem Bereich erheb-
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lich über dem Angebot. 
 
Nach wie vor besteht in Braunschweig ein deutlicher Bedarf nach Baugrund-
stücken für Ein- und Zweifamilienhäuser. Diese stetige Nachfrage ist im We-
sentlichen begründet durch den anhaltend ausgeprägten Wunsch großer Be-
völkerungskreise nach Wohnen im Einfamilienhaus, verbunden mit einer 
Steigerung der Wohnflächen je Haushalt. 
 
 


4 Umweltbericht 
 
4.1 


 
Beschreibung der Planung 


Mit der vorliegenden Planung soll ein weiterer Bauabschnitt der vom Rat im 
Jahr 1996 beschlossenen Gesamtplanung „Lammer Busch“ verwirklicht wer-
den. Dabei handelt es sich in der Hauptsache um die Umsetzung schon lang-
fristig angelegter Wohnbauflächenreserven. 
 
Bei dem geplanten Wohngebiet handelt es sich um den dritten von insge-
samt sechs Bauabschnitten zur Entwicklung des gesamten Gebietes „Lam-
mer Busch-Ost“, wie es in der 79. Änderung des Flächennutzungsplanes 
dargestellt ist. 
 
Geltungsbereich A 
Das Plangebiet für die Wohnbauflächen grenzt östlich an den Haupterschlie-
ßungsring Lammer Busch an. Es sollen vorrangig Grundstücke für Einfamili-
enhäuser angeboten werden, andere Bebauungsformen wie Doppel- oder 
Reihenhäuser sind jedoch nicht ausgeschlossen. Eine weitere Entwicklung 
von Bauflächen ist nach Norden und Süden, nicht jedoch nach Osten ge-
plant. 
 
Die Fläche des Geltungsbereiches A des Bebauungsplanes beträgt insge-
samt ca. 7,41 ha. Davon sind ca. 4,67 ha Wohnbauflächen, ca. 1,58 ha öf-
fentliche Grünflächen incl. ÖPNV-Trasse, ca. 0,29 ha Flächen für die Land-
wirtschaft und ca. 0,86 ha Straßenverkehrsflächen. Bei Ausnutzung der ma-
ximal zulässigen Grundflächenzahl mit Überschreitungsmöglichkeiten für Zu-
fahrten, Stellplätze, Garagen, und Nebenanlagen ist einschließlich der öffent-
lichen Verkehrsflächen mit einer maximal versiegelbaren Fläche von 
ca. 3,66 ha zu rechnen. 
 
Geltungsbereich B 
Die Ausgleichsflächen für Eingriffe in Natur und Landschaft liegen im Bereich 
des Lammer Grabens. Die Flächengröße beträgt ca. 2,66 ha. 
 
Geltungsbereich C 
Ausgleichsflächen insbesondere für das Tierartenspektrum der offenen Feld-
flur liegen in der Nähe des Einmündungsbereiches der Neudammstraße in 
die B 1. Sie grenzen an gleichartige Flächen für die Baugebiete Lammer 
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Busch-Ost, 1. und 2. Bauabschnitt an. Die Flächengröße beträgt ca. 0,29 ha. 
 
Geltungsbereich D 
Die Umsiedlungsfläche für Feldhamster liegt südlich des Baugebietes Lam-
mer Busch-West. Sie grenzt an die Umsiedlungsflächen für die genannten 
Baugebiete Lammer Busch-West und Lammer Busch-Ost an. Die Flächen-
größe beträgt ca. 0.80 ha. 
 


4.2 
 
Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 


In der Rahmenplanung aus dem Jahr 1996 und der 79. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes "Lammer-Busch-Ost" aus dem Jahr 2006 wurde die 
Prüfung möglicher Planungsalternativen im Hinblick auf die Gesamtentwick-
lung der Wohnbauflächen in dem Stadtgebiet zwischen westlicher Stadtgren-
ze, Lammer Holz, Lehndorf und B 1 dargestellt. Dabei wurden die Flächen 
als Wohnbauflächen vorgesehen, die am ehesten den ökologischen Rah-
menbedingungen gerecht werden. 
 
Bei einem Verzicht auf die Ausweisung von Bauflächen würden die Flächen 
weiterhin intensiv als Ackerland mit hoher Ertragsfähigkeit bewirtschaftet. 
Boden und Wasserhaushalt sowie das Kleinklima würden nicht gestört und 
die Bedeutung der Flächen als Lebensraum für Tier- und Pflanzenarten wür-
den in der derzeitigen Form erhalten bleiben; das Erleben der freien Kultur-
landschaft wäre weiter gesichert. 
 
Andererseits könnten zahlreiche Braunschweiger Familien ihren Wunsch 
nach einem Einfamilienhaus nicht in Braunschweig verwirklichen und würden 
voraussichtlich auf die Baulandangebote der Nachbargemeinden auswei-
chen. In der Folge würden die auf das Oberzentrum Braunschweig gerichte-
ten Ausbildungs- und Berufspendlerströme weiter wachsen, mit den bekann-
ten Auswirkungen auf die Umwelt und den Naturhaushalt. Darüber hinaus 
bedeutet eine weiter steigende Stadt-Umland-Wanderung eine weitere Zer-
siedelung der bisher noch weitgehend unbelasteten Ausgleichsräume. Die 
Neuplanungen im östlichen Bereich Lammes führen im Sinne der Konzentra-
tion neuer Bauflächen, verbunden mit einer wirtschaftlichen Ausnutzung be-
stehender Infrastruktureinrichtungen, zu einer geordneten und nachhaltigen 
Stadtentwicklung. 
 
Der konkrete Zuschnitt dieses Plangebietes ist im Hinblick auf die zur Verfü-
gung stehenden Grundstücksflächen erfolgt; die Erschließungs- und Grün-
planung erfolgte unter Berücksichtigung des Gesamtkonzeptes für alle 
Wohnbauflächen östlich der Neudammstraße. 
 
Die vorgesehenen Ausgleichsflächen in den Geltungsbereichen B, C und D 
grenzen an gleichartige Ausgleichsflächen für die Baugebiete Lammer 
Busch-West und Lammer Busch-Ost. Dadurch kann deren Wirkung für Natur 
und Landschaft gesteigert werden, so dass die Prüfung von Alternativen hier-
für entbehrlich war. 
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4.3 
 
Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung 


Neben den grundsätzlichen gesetzlichen Anforderungen an die Berücksichti-
gung der Ziele des Umweltschutzes in der Bauleitplanung sind die konkret für 
den Planungsraum formulierten Vorgaben und Entwicklungsziele der Fach-
planungen auszuwerten und bei der Planaufstellung zu berücksichtigen. 
 
Nachfolgende Aufstellung gibt einen Überblick über die für den Raum vorlie-
genden Fachplanungen und Gutachten. 
 
Fachplanungen 


• Regionales Raumordungsprogramm, 2008 
• Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Be-


kanntmachung vom 24. April 1978 in seiner derzeit geltenden Fassung 
• Landschaftsrahmenplan Stadt Braunschweig (LRP), 1999 
• Rahmenplanung Lammer Busch, 1996 
 
Gutachten 


• „Stadtklimaanalyse Braunschweig“, Steinicke & Steifender, Rich-
ter & Röckle, 2011 


• „Baugrunduntersuchung Lammer Busch-Ost“, Gesellschaft für Grundbau 
und Umwelttechnik mbH, 2002 


• „Entwässerung des Baugebietes Lammer Busch-Ost und Verbesserung 
der örtlichen Vorflutverhältnisse“, HGN Hydrogeologie GmbH, 2006 


• Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan Lammer Busch-Ost, 
LA 31,Bonk-Maire-Hoppmann GbR, 2005 


• „Feldhamster, Feldhase und gefährdete Vogelarten der Feldflur im Be-
bauungsplan Lammer Busch-Ost“, Planungsgemeinschaft LaReG, 2005 


• Feldhamster im Bebauungsplan LA 33 „Im großen Raffkampe“, Pla-
nungsgemeinschaft LaReG, 2013 


 
4.4 


 


Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der  
Informationsgrundlagen 


Die Umweltprüfung wurde nach folgender Methodik vorgenommen: 


• Auswertung der unter 4.3 genannten Fachplanungen und Gutachten 
• Erfassung der aktuellen Biotop- und Nutzungsmerkmale durch Gelände-


begehung. 
• Für die Beurteilung der Planung im Sinne der Eingriffsregelung erfolgte 


ein Vergleich der aktuellen Wertigkeiten von Natur und Landschaft im 
Plangebiet mit dem Planzustand, der nach Umsetzung dieses Be-
bauungsplans zu erwarten ist auf Basis des sogenannten Osnabrücker 
Modells. Das Osnabrücker Modell ist ein anerkanntes und in der Stadt 
Braunschweig regelmäßig zur Anwendung kommendes Verfahren zur 
rechnerischen Unterstützung der gutachterlichen Bemessung von Ein-
griffsfolgen und Ausgleichsmaßnahmen. 


 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen 
bestanden nicht. Weitergehende Anforderungen an die Umweltprüfung wur-
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den im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 (1) und § 4 (2) BauGB nicht gestellt. 
 


4.5 
 
Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 


4.5.1 
 
Mensch und Gesundheit 


Der Aspekt „Mensch und Gesundheit“ ist in Bezug auf die Themen „Lärm“ 
(siehe 4.5.6) und „Erholung“ im Sinne landschaftsbezogener Erholung 
(s. 4.5.2) betroffen. 
 


4.5.2 
 
Tiere, Pflanzen, Landschaft 


Bestand 
Das Plangebiet wird Richtung Westen durch das unmittelbar angrenzende 
Wohngebiet Lammer Busch-Ost und Richtung Norden, Osten und Süden 
durch die freie Landschaft geprägt. Es gehört naturräumlich noch zur Braun-
schweig-Hildesheimer Lößbörde und wird bördetypisch rein ackerbaulich ge-
nutzt. Die Flächen präsentieren sich damit als ausgeräumte, strukturarme 
Feldflur, die in großen Schlägen bewirtschaftet wird. Im Süden und Osten der 
Flächen verläuft ein Feldweg. Südlich angrenzend an die Flächen des Plan-
gebietes befindet sich ein ca. 0,2 ha großes Feldgehölz. Der Gehölzbestand 
ist von mittlerem Alter und setzt sich aus überwiegend heimischen Baum- 
und Straucharten unter Beimischung nicht heimischer Arten zusammen. Das 
Gehölz wurde offensichtlich als Hegebusch in der ausgeräumten Feldflur an-
gelegt. Die Bewirtschaftung der angrenzenden Ackerflächen reicht überwie-
gend bis unmittelbar an die äußeren Gehölze heran und führt dort zu Störein-
flüssen. 
 
Die steppenartige Agrarlandschaft ist Lebensraum für die Arten des Offen-
landes. Von besonderer Bedeutung ist dies für gefährdete Tierarten der offe-
nen Feldflur, wie Feldhase, Feldlerche, Kiebitz, Rebhuhn und Feldhamster. 
Der Feldhamster zählt zu den bundes- und europarechtlich besonders ge-
schützten Arten. Im Jahr 2005 wurden hier 2 Hamsterbaue gefunden. Bei ei-
ner Begehung im Frühjahr 2013 konnten zwar keine Feldhamster nachge-
wiesen werden. Die Flächen sind jedoch grundsätzlich als potentieller Le-
bensraum für den Feldhamster zu betrachten. 
 
Das Feldgehölz, welches südlich an den Geltungsbereich A angrenzt, ist in 
der ausgeräumten Feldflur von Bedeutung als Rückzugs- und Teillebens-
raum etlicher Arten und dabei insbesondere für den besonders geschützten 
Feldhamster.  
 
Für die Pflanzenwelt ist der Planbereich Lebensraum der Ackerwildkräuter. 
Die intensive Bewirtschaftung und gute Nährstoffversorgung lassen jedoch 
kein Standortpotential für seltene Arten erwarten. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Plangebiet durch die derzeitige 
landwirtschaftliche Nutzung in seiner Lebensraumbedeutung für wildlebende 
Pflanzen und Tiere insgesamt eingeschränkt ist. Hervorzuheben ist jedoch 
die Lebensraumfunktion für spezialisierte und an die offene Feldflur ange-
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passte Arten und dabei auch für den besonders geschützten Feldhamster. 
 
Schutzgebiete und -objekte nach Naturschutzrecht sind im Plangebiet nicht 
ausgewiesen. Nördlich des Plangebietes erstrecken sich jedoch am Lammer 
Graben das Naturschutzgebiet BR 72 „Lammer Holz“ und das Landschafts-
schutzgebiet BS 21 „Lammer Bruch“. 
 
Die beschriebenen Biotop- und Nutzungsstrukturen bestimmen auch das 
Landschaftsbild und die Voraussetzungen für das Landschaftserleben. In der 
ausgeräumten Feldflur ist hierfür insbesondere die Hochlage der Flächen auf 
einer leichten Kuppe von Bedeutung. Diese Situation eröffnet interessante 
Ausblicke in die umgebende Landschaft wie auch auf die Stadtsilhouette von 
Braunschweig. Wirtschaftswege erschließen dabei die Landschaft für Fuß-
gänger und Radfahrer. Das südlich angrenzende Feldgehölz stellt weithin 
das einzige gliedernde Element dar. Die natürlichen Voraussetzungen für 
das Landschaftserleben sind insgesamt stark eingeschränkt. 
 
Nullvariante 
Bei einem Verzicht auf die Planung wäre von einer Beibehaltung der land-
wirtschaftlichen Nutzung und der zurzeit ausgeprägten Strukturen auszuge-
hen. Die Lebensraumbedeutung für ein breites Spektrum wildlebender Pflan-
zen und Tiere wäre weiterhin als stark eingeschränkt anzunehmen, jedoch 
würden die Flächen als Lebensraum für Tierarten des Offenlandes und dabei 
auch für den besonders geschützten Feldhamster weiterhin zur Verfügung 
stehen. 
 
Ebenso wären für die Aspekte Landschaftsbild und Landschaftserleben keine 
wesentlichen Veränderungen zu erwarten. 
 
Prognose 
Durch Versiegelung und Bebauung gehen Flächen in einer Größenordnung 
von 3,69 ha als Lebensraum für Pflanzen und Tiere vollständig verloren. Be-
troffen sind Flächen, die aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nut-
zung und Strukturarmut überwiegend von geringer Lebensraumbedeutung 
sind. Hervorzuheben ist jedoch die Verdrängung der festgestellten Arten des 
Offenlandes (wie Feldhase, Feldlerche, Rebhuhn und Kiebitz und Feldhams-
ter). Mit Realisierung des Baugebietes sind daher hinsichtlich Art und Um-
fang erhebliche Eingriffe für das Schutzgut Pflanzen und Tiere festzustellen. 
Für das südlich angrenzende Feldgehölz bedeutet das einseitige Heranrü-
cken des Baugebietes aufgrund der damit verbundenen Störwirkungen Ein-
schränkungen in seiner Bedeutung als Rückzugsraum für Tiere. 
 
Auf den im Plangebiet entstehenden Hausgärten und öffentlichen Grünflä-
chen können die Lebensraumfunktionen für einige Arten erhalten, bedingt 
sogar verbessert werden. Sie tragen damit zur Verringerung der Eingriffsfol-
gen bei, es ist jedoch eine Verschiebung des Artenspektrums hin zu Arten 
der Siedlungsgebiete zu erwarten. Die bisher ansässigen Offenlandarten 
werden diese Grün- und Freiflächen nicht oder höchstens sehr begrenzt als 
Ersatzlebensräume annehmen. 
 
Es verbleiben damit auch unter Berücksichtigung der minimierenden Wirkung 
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von Grün- und Freiflächen im Baugebiet erhebliche Eingriffe in die von dem 
Vorhaben betroffenen Lebensraumfunktionen, sodass im Bebauungsplan in 
den Geltungsbereichen B, C und D externe Ausgleichsmaßnahmen vorgese-
hen werden. Damit werden aufgewertete Lebensräume für Tiere und Pflan-
zen allgemein (Geltungsbereich B), für Offenlandarten (Geltungsbereich C) 
und für den Feldhamster (Geltungsbereich D) geschaffen, sodass die negati-
ven Eingriffsfolgen weitgehend kompensiert werden können.  
 
Für das Landschaftsbild entstehen mit Realisierung des Baugebietes Beein-
trächtigungen insbesondere durch den Verlust von freier Landschaft. Es wer-
den deshalb am Ostrand des Baugebietes Grünflächen festgesetzt, die das 
Baugebiet in geeigneter Weise in die umgebende Landschaft einbinden. Er-
gänzt wird die äußere Gestaltung durch die innere Durchgrünung des Bau-
gebietes mit einem öffentlichen Grünzug, Straßenbäumen und der zu erwar-
tenden Grüngestaltung in den privaten Hausgärten. 
 
Im Hinblick auf das Landschaftserleben werden als wesentlicher Aspekt die 
markanten Blickbeziehungen in die umgebende Landschaft und auf die 
Stadtsilhouette von Braunschweig berücksichtigt werden. 
 
Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich um einen weiteren 
Abschnitt der insgesamt geplanten Siedlungsentwicklung, die sich in weite-
ren Bauabschnitten noch nach Norden und Süden ausdehnen soll. Deshalb 
lässt der Bebauungsplan nach Norden und Süden Siedlungsränder entste-
hen, die noch nicht über die vorgesehene vollständige landschaftliche Ein-
bindung durch öffentliche Grünflächen verfügen. 
 


4.5.3 
 
Boden 


Bestand 
Als Bodentyp sind im Plangebiet überwiegend Braunerden ausgebildet, die 
reliefbedingt in den nördlichen Bereichen in bindigen Boden übergehen. Die 
Böden im Plangebiet sind durchweg stauwasserbeeinflusst. Die stauenden 
Schichten bestehen aus Geschiebemergel, der in Teilen mit Sanden überla-
gert ist. 
 
Die Böden zeigen eine überwiegend hohe natürliche Eignung für die land-
wirtschaftliche Nutzung und werden entsprechend intensiv landwirtschaftlich 
genutzt. Dabei liegt der Hackfruchtanteil bei über 30 %. 
 
Vorbelastungen des Bodens sind im Plangebiet insbesondere durch die lang-
jährige, intensive landwirtschaftliche Nutzung (Veränderung des natürlichen 
Bodengefüges durch Bearbeitung, Schadstoffanreicherung durch Dünger- 
und Pestizideinsatz etc.) entstanden. 
 
Die natürlichen Bodenfunktionen sind damit in ihrer Leistungsfähigkeit insge-
samt als eingeschränkt zu bewerten. 
 
Im Hinblick auf ihre Baugrundeigenschaften werden die Böden gemäß Bau-
grunduntersuchung als ausreichend bis gut tragfähig eingestuft. Die hydro-
geologischen Verhältnisse (überwiegend oberflächennahe Grundwasser-
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stände, Schluff, tonige Sande) in diesem Gebiet lassen jedoch voraussicht-
lich tief in den Untergrund (>1 m) einbindende Gebäude nur mit größerem 
Aufwand zu. Die Versickerungsfähigkeit des Bodens ist stark eingeschränkt, 
da er zum einen eine geringe Durchlässigkeit aufweist und zum anderen we-
gen der auftretenden Stauwässer die erforderlichen Grundwasserflurabstän-
de nicht eingehalten werden können. 
 
Im Planbereich sind keine Altlasten und keine Altlastverdachtsflächen be-
kannt. 
 
Die Auswertung von Luftbildern ergab, dass davon auszugehen ist, dass im 
Plangebiet noch Bombenblindgänger vorhanden sind. Am südlichen Rand 
des Plangebietes befand sich im 2. Weltkrieg eine schwere Flakstellung. Es 
ist damit zu rechnen, dass sich die Fundamente der Flakstellung noch im 
Boden befinden. 
 
Nullvariante  
Bei einem Verzicht auf die Planung wäre davon auszugehen, dass aufgrund 
der Bonität der Böden und der großen Schläge mit den Möglichkeiten des 
Hackfruchtanbaus die intensive landwirtschaftliche Nutzung dauerhaft beibe-
halten würde. Die mit der landwirtschaftlichen Intensivnutzung verbundenen 
Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen würden sich im Wesent-
lichen unverändert fortsetzen. Als positiv ist herauszustellen, dass die Böden 
– wenn auch mit den genannten Einschränkungen – grundsätzlich mit ihren 
Funktionen für den Naturhaushalt erhalten blieben und insbesondere Verän-
derungen des Wasserhaushalts (verminderte Speicher- und Versickerungs-
leistung) ausgeschlossen werden könnten. 
 
Prognose 
Mit der Realisierung der mit diesem Bebauungsplan vorbereiteten Sied-
lungsentwicklung im maximal zulässigen Rahmen entstehen versiegelte und 
überbaute Flächen in einer Größenordnung von ca. 3,66 ha. Die natürlichen 
Bodenfunktionen gehen auf diesen Flächen vollständig und dauerhaft verlo-
ren. Betroffen sind Böden mit überwiegend eingeschränkter Leistungsfähig-
keit. 
 
Es ist für das Schutzgut Boden festzustellen, dass auch unter Berücksichti-
gung der minimierenden Wirkung von Grün- und Freiflächen im Plangebiet 
erhebliche Eingriffsfolgen verbleiben, sodass zusätzlich externe Ausgleichs-
maßnahmen erforderlich werden. (s. 4.6). Mit der Aufgabe der bisherigen 
landwirtschaftlichen Nutzung und der Entwicklung naturnaher und extensiver 
Biotop- und Nutzungsstrukturen auf den Flächen in den Geltungsbereichen 
B, C und D können dort die natürlichen Bodenfunktionen aufgewertet und die 
Eingriffsfolgen in das Schutzgut Boden auf ein insgesamt unerhebliches Maß 
verringert werden. 
 
Im Rahmen der Erschließung des Baugebietes wird eine Flächensondierung 
auf Bombenblindgänger durchgeführt werden. Eventuell gefundene Kampf-
mittel sowie Fundamente der Flakstellung werden geräumt. 
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4.5.4 
 
Wasser 


Bestand 
Die Grundwasserneubildungsrate auf den Flächen des Plangebietes ist 
überwiegend gering bis sehr gering. Die ökologische Leistungsfähigkeit der 
Flächen in Bezug auf den Erhalt von qualitativ hochwertigem Grundwasser 
ist damit als eingeschränkt bis mäßig eingeschränkt zu bewerten. 
 
Oberflächengewässer sind im Plangebiet selbst nicht vorhanden. 
 
Nullvariante 
Bei Verzicht auf die Planung würden die Flächen unter Beibehaltung der 
landwirtschaftlichen Nutzung in ihrem derzeitigen Zustand verbleiben. Die 
Umweltsituation im Hinblick auf das Schutzgut Wasser wäre daher sowohl 
unter qualitativen wie auch quantitativen Aspekten im Wesentlichen unver-
ändert anzunehmen. 
 
Prognose 
Durch Bebauung und Versiegelung gehen ca. 3,66 ha bisher offene Boden-
flächen mit ihren Funktionen für den örtlichen Wasserhaushalt verloren 
(insbes. Speicherung und Versickerung von Niederschlagswasser). Das Re-
tentionsvermögen und die Grundwasserneubildungsrate sind durch die heu-
tigen Gegebenheiten (Bodenverhältnisse, Hanglage, Dränagen) bereits re-
duziert. Eine weitere Reduzierung dieses Retentionsvermögens durch Ver-
siegelung kann zu einem beschleunigten Oberflächenabfluss führen. 
 
Der Lammer Graben, der die künftige Vorflut für das Baugebiet darstellt, gilt 
im heutigen Zustand als hydraulisch weitgehend ausgelastet. Um zu gewähr-
leisten, dass die in den Lammer Graben einzuleitenden Abflussmengen die 
heutige Abflussspende der Flächen nicht überschreiten, wird das Regenwas-
ser des Plangebietes in das Regenrückhaltebecken eingeleitet, welches in 
der Lammer Graben Niederung bereits für die Baugebiete Lammer Busch-
Ost ausgebaut wurde. Die Flächen für dieses Becken sind so dimensioniert, 
dass das Regenwasser aus dem Gebiet Im Großen Raffkampe hier gespei-
chert und gedrosselt an den Lammer Graben abgegeben werden kann. Da-
mit kann eine negative Veränderung der Vorflut für die Unterlieger ausge-
schlossen werden. 
 
Es ist für das Schutzgut Wasser festzustellen, dass die Eingriffsfolgen dieses 
Bebauungsplanes durch Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung (Si-
cherung eines hohen Freiflächenanteils im Baugebiet, Regenwasserbewirt-
schaftung in dem bereits hergestellten Regenrückhaltebecken, Aufgabe der 
bisherigen intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und des damit verbunde-
nen Beeinträchtigungsrisikos von Grund- und Oberflächenwasser in den Gel-
tungsbereichen B, C und D) in qualitativer wie auch quantitativer Hinsicht auf 
ein insgesamt unerhebliches Maß reduziert werden können. 
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4.5.5 
 
Klima, Luft 


Bestand 
Das Plangebiet weist ein Freilandklima mit ausgeprägten Tagesgängen von 
Strahlung, Temperatur und Feuchte auf. Es herrscht Windoffenheit und in-
tensive Kalt- bzw. Frischluftproduktion. Die stadtklimatische Bedeutung der 
Flächen ist allerdings insgesamt eher gering einzustufen, da in Richtung In-
nenstadt keine direkte Flurwind-Leitbahn ausgebildet ist und die Ortslage von 
Lehndorf aufgrund ihrer geringen Baudichte und ihres hohen Grünanteils 
nicht vorrangig auf eine externe Kaltluftzufuhr angewiesen ist. Hier bestehen 
über Strukturwinde gering wirksame klimatische Austauschströmungen zur 
Ortslage. 
 
Lufthygienisch ist für das Plangebiet eine allgemeine zeitweilige Vorbelas-
tung durch Emissionen aus der Bewirtschaftung der Ackerflächen anzuneh-
men (Verdriftung von Spritzmitteln, Staubentwicklung, Gerüche etc.). 
 
Nullvariante 
Bei Verzicht auf die Planung würde sich an der beschriebenen Situation 
nichts ändern. 
 
Prognose 
Bei Durchführung der Planung gehen durch Bebauung und Versiegelung 
(ca. 3,66 ha) Freiflächen mit klimatischer Ausgleichsfunktion verloren. Luft-
hygienisch ist eine allgemeine Belastung durch Hausbrand (Heizungsanla-
gen) und vermehrten motorisierten Verkehr zu erwarten. Die in den Hausgär-
ten und auf öffentlichen Grünflächen entstehende Dauervegetation mit Ge-
hölzbeständen wirkt sowohl klimaökologisch wie auch lufthygienisch positiv. 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/Luft werden durch die Begrü-
nungsmaßnahmen auf öffentlichen und privaten Flächen gemindert und sind 
insgesamt als unerheblich einzustufen. 
 


4.5.6 
 
Lärm 


Bestand 
Das Plangebiet besteht derzeit aus Ackerflächen. Sowohl Lärmeinwirkungen 
auf das Plangebiet (Straßenverkehrslärm) als auch Lärmauswirkungen durch 
das Plangebiet (z.B. während der Ernte) sind als nicht relevant zu bewerten. 
 
Nullvariante 
Bei Verzicht auf die Planung sind keine nennenswerten Veränderungen ge-
genüber der Bestandssituation zu erwarten. 
 
Prognose 
Im Rahmen der Planung ist der Verkehrslärm, der sich unmittelbar auf das 
Plangebiet auswirkt, zu berücksichtigen. Maßgebliche Beurteilungsgrundlage 
für die Planung ist die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ mit ihren da-
zugehörigen Orientierungswerten (ORW) gemäß Beiblatt 1. 
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Nutzungsart 


Orientierungswerte gem. 18005 


Straße/ Schiene Gewerbe 
dB(A) dB(A) 


Tag Nacht Tag Nacht 


WA 55 45 55 40 


 
Die Lärmsituation wurde gutachterlich untersucht (Bonk-Maire-Hoppmann 
GbR, Schalltechnisches Gutachten Nr. 05236 vom 12.12.2005). Die im Gut-
achten in Ansatz gebrachten Verkehrsmengen wurden mit den aktuellen 
bzw. mit den Prognosedaten für das Jahr 2020 verifiziert. Die Prüfung ergab, 
dass es über den Zeitraum keine signifikante Änderung gab bzw. künftig zu 
erwarten ist; demgemäß wurde zur Beurteilung der Immissionssituation das 
o.g. Gutachten angewandt. 
 
Straßenverkehrslärm: 
Die Orientierungswerte können in Bezug auf den Verkehrslärm durch die B 1 
eingehalten werden, da die Abstände zwischen B 1 und Wohngebiet mit 
mindestens 390 m dafür ausreichend bemessen sind. 
 
Auch der gebietsinterne Straßenverkehr auf den Planstraßen A bis E führt 
nicht zu einer Überschreitung der Orientierungswerte. 
 
Bus- und Stadtbahnverkehr: 
Eine Inanspruchnahme der ÖPNV-Trasse durch Bus- oder Stadtbahnverkehr 
kann in der Nachtzeit zu einer Überschreitung des Orientierungswertes an 
den parallel zur ÖPNV-Trasse angrenzenden geplanten Wohnhäusern um 
bis zu 5 dB(A)führen. Deshalb werden parallel zur ÖPNV-Trasse passive 
Schallschutzmaßnahmen gemäß DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ für 
die Lärmpegelbereiche II und III festgesetzt. 
 
Unmittelbar westlich an den mittigen Grünzug angrenzend, in der Straße 
Lammer Busch, ist eine Buswendeschleife vorgesehen. (Bebauungsplan 
„Lammer Busch-Ost, LA 32). An den nächstgelegenen Wohnbauflächen 
(Flächen westlich des Wendeplatzes der Planstraße B) kann der Orientie-
rungswert am Tage eingehalten werden. In der Nachtzeit kann es zu einer 
Überschreitung des Orientierungswertes um rund 1 dB(A) kommen. Es han-
delt sich dabei nur um eine unerhebliche Überschreitung, die hingenommen 
werden kann. In der schalltechnischen Berechnung und immissionsschutz-
rechtlichen Beurteilung waren einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen (z.B. 
Motor starten, beschleunigte Abfahrt o.ä.) rechtlich nicht zu berücksichtigen. 
Sie können jedoch zu Belästigungen in der Nachbarschaft führen. Deshalb 
wird auch für die am meisten betroffenen Bauflächen (westlich des Wende-
platzes der Planstraße B) passiver Schallschutz für die Lärmpegelbereiche II 
und III festgesetzt. Diese Festsetzung wurde analog im Bebauungsplan 
LA 32 für die Flächen nördlich der Buswendeschleife an der Straße Lammer 
Busch ebenfalls getroffen. 
 
Mit den Festsetzungen zu passiven Schallschutzmaßnahmen im Einwir-
kungsbereich der ÖPNV-Trasse können gesunde Wohnverhältnisse gesi-
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chert werden. 
 


4.5.7 Kulturgüter und sonstige Sachgüter
 


  


Bestand 
Eine kleine Teilfläche des Geltungsbereiches C (Ausgleichsflächen für Arten 
der offenen Feldflur) ist von der ehemaligen Braunschweiger Landwehr be-
troffen. Diese umfasste mit einem Wall-Graben-System im 14. Jahrhundert 
das gesamte damalige Braunschweiger Stadtgebiet und ist damit Zeugnis 
spätmittelalterlicher Stadtgeschickte. Es handelt sich um ein Bodendenkmal 
im Sinne von § 3 (4) Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz. 
 
Als Sachgut sind die Böden mit ihrem hohen landwirtschaftlichen Ertragspo-
tential zu nennen. 
 
Nullvariante 
Bei Verzicht auf die Planung würde sich an der bestehenden Situation nichts 
ändern. 
 
Prognose 
Die Flächen der ehemaligen Landwehr werden in den Bebauungsplan nach-
richtlich als Denkmalbereich übernommen. Die im Geltungsbereich C vorge-
sehenen Ausgleichsmaßnahmen für Tiere der offenen Feldflur beeinträchti-
gen das Denkmal nicht. 
Mit Durchführung der Planung gehen die Flächen als Produktionsstandort 
und Wirtschaftsgut verloren. 
 


4.5.8 
 
Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 


Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechts zwischen den Umwelt-
schutzgütern können Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunächst ein 
Schutzgut ausübt, auf andere weiterwirken. Es kann zur Verkettung und 
Steigerung von Auswirkungen kommen. Deswegen sind die Schutzgüter 
nicht nur einzeln, sondern im Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen 
zu betrachten. 
 
Die Inanspruchnahme von Ackerflächen für Bebauung/Versiegelung führt 
neben der vollständigen Zerstörung der natürlichen Bodenfunktionen und 
dem Verlust von Lebensraum für Pflanzen und Tiere zu Beeinträchtigungen 
des örtlichen Wasserhaushaltes (Grundwasserneubildung, Retention) und 
der lokalen Klimasituation. 
 
Die Zunahme besiedelter Flächen um das Naturschutzgebiet „Lammer Holz“ 
könnte den Erholungsdruck auf dieses Schutzgebiet verstärken. Da im Zu-
sammenhang mit dem Baugebiet attraktive und angemessen dimensionierte 
Erholungsangebote entstehen (öffentliche Grünflächen im und am Baugebiet, 
verbesserte Anbindung an den Westpark durch Ausbau einer Wegeverbin-
dung im Zuge des Baugebietes Lammer Busch-Ost, 2. Bauabschnitt), sind 
erhebliche Auswirkungen nicht zu erwarten. 
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4.6 


 


Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der  
nachteiligen Umweltauswirkungen 


Die gemäß den gesetzlichen Vorgaben (§§ 1 und 1a BauGB) bei einer Plan-
aufstellung zu berücksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz sind im 
vorliegenden Bebauungsplan mit folgenden Ergebnissen angewendet wor-
den: 
 


4.6.1 Aufarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1a Abs. 3 BauGB i. V. mit dem 
BNatSchG)


• Durchgrünung des Baugebietes, insbesondere durch Baumpflanzungen 
und sonstige Begrünung in öffentlichen Grünflächen, Erschließungsstra-
ßen sowie in privaten Hausgärten. 


 
 
Nach den §§ 13 und 15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs ver-
pflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu un-
terlassen und nicht vermeidbare Beeinträchtigungen durch geeignete Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu kompensieren 
(Ausgleichsmaßnahmen). 
 
In Kap. 4.5 sind die mit Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwartenden 
negativen Auswirkungen auf Naturhaushalt (mit den Schutzgütern Boden, 
Wasser, Klima/ Luft, Tiere und Pflanzen) und Landschaftsbild dargestellt und 
bewertet worden. Besonders schwerwiegend sind dabei die Bebau-
ung/Versiegelung bisher offener Bodenflächen mit dem vollständigen Funkti-
onsverlust für alle Schutzgüter des Naturhaushaltes (ca. 3,69 ha) und die 
Zerstörung von Lebensräumen für Tierarten des Offenlandes durch Umnut-
zung bisheriger Ackerflächen für das Baugebiet (insgesamt ca. 7,34 ha). Aus 
der Prognose der Umweltauswirkungen geht hervor, dass durch den Be-
bauungsplan Eingriffe in Natur und Landschaft i. S. von § 14 BNatSchG vor-
bereitet werden, sodass im Bauleitplanverfahren über Maßnahmen zur Ver-
meidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen zu 
entscheiden ist. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung von nachteiligen Umwelt-
auswirkungen 
 


→ Verringerung der Eingriffsfolgen von Versiegelung/Bebauung für alle 
Schutzgüter des Naturhaushaltes 


• Baugebietsbezogene Regenwasserrückhaltung auf Flächen in der Lam-
mer Graben-Niederung zur Vermeidung zusätzlicher, über das gegenwär-
tige Maß hinausgehende Niederschlagswassermengen in den als Vorflut 
dienenden Lammer Graben. 
→ Minimierung der Eingriffsfolgen für den Wasserhaushalt des Lammer 
Grabens 


• Landschaftliche Einbindung des Baugebietes durch öffentliche Grünflä-
chen mit Gehölzpflanzungen am Ostrand des Baugebietes. 
→ Minimierung der Eingriffsfolgen für das Landschaftsbild und Erhalt der 
Voraussetzungen für die landschaftsbezogene Erholung 
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• Schaffung öffentlicher Grünflächen mit Erholungswegen, Spiel- und Auf-
enthaltsangeboten. 
→ Verringerung der Eingriffsfolgen für die empfindlichen Naturausprägun-
gen in der Lammer Graben-Niederung (Reduzierung der Besucherdichte 
bzw. Besucherlenkung durch attraktive Angebote in weniger empfindlichen 
Bereiche) 


 
Alle genannten Maßnahmen wirken sich durch ihren Beitrag zum Erhalt einer 
gesunden Umwelt und durch die Schaffung eines attraktiven und gesunden 
Wohn- und Arbeitsumfeldes positiv auch auf den Menschen aus. 
 
a) Ausgleichsmaßnahmen 


 
Auf der Grundlage der für den Planbereich ermittelten Wertigkeiten von 
Natur und Landschaft und der vorgesehenen Festsetzungen für den Be-
bauungsplan LA 33 wurde eine Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich 
durchgeführt. 
 
Der mögliche Eingriff durch eine Stadtbahn wurde dabei jedoch nicht bi-
lanziert; dies ist Aufgabe eines späteren Planfeststellungsverfahrens. Je-
doch wurde bereits jetzt der Verlust an Lebensraum für den Feldhamster 
in die Bilanz einbezogen. 
 
Die mit Umsetzung der Planung zu erwartenden Beeinträchtigungen der 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes kön-
nen durch die oben beschriebenen Maßnahmen im Geltungsbereich A 
zwar gemindert werden, dennoch verbleiben erhebliche Eingriffsfolgen mit 
einem entsprechenden Kompensationserfordernis. Nach planungsrechtli-
cher Abwägung setzt der Bebauungsplan deshalb zum Ausgleich der zu 
erwartenden Eingriffe in den Geltungsbereichen B, C und D folgende Flä-
chen und Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege von Boden, Natur und 
Landschaft fest: 
 
Geltungsbereich B: 
Auf einer ca. 2,66 ha großen Fläche nördlich am Lammer Graben wird die 
ackerbauliche Nutzung vollständig und dauerhaft aufgegeben. Auf der 
Fläche werden extensive, in Teilen feuchte Grünlandbestände entwickelt, 
die in einer 30 m breiten Zone entlang des Lammer Grabens in arten- und 
strukturreiche Feuchtbrachen übergehen. In den nördlichen Bereichen 
(außerhalb des Niedermoorkörpers) werden als zusätzliche Lebensraum- 
und Landschaftsbildstrukturen eine Feldgehölzinsel und eine Baumgruppe 
als Hutewäldchen angelegt. Die Maßnahmen sind Bestandteil des Ge-
samtkonzeptes zur naturnahen Entwicklung der Lammer Graben-Niede-
rung. 
→ Ausgleich von Eingriffsfolgen für alle Schutzgüter des Naturhaushaltes, 
insbesondere aber für die Schutzgüter Boden und Wasserhaushalt sowie 
Tiere und Pflanzen mit dem gesamten Artenspektrum der Lammer Gra-
ben-Niederung. 


  







- 17 - 


Bebauungsplan „Im großen Raffkampe“, LA 33  Begründung, Stand: 19.08.2013 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 


Geltungsbereich C
Auf einer ca. 0,29 ha großen Ackerfläche in den Nähe des Einmündungs-
bereiches der Neudammstraße in die B 1 wird eine Extensivbrache mit 
einzelnen Gehölzstrukturen als optimierter Lebensraum für Tierarten der 
offenen Feldflur und zur Stärkung des Biotopverbundsystems im Süden 
von Lamme festgesetzt. Diese Fläche schließt unmittelbar an eine gleich-
artige Fläche an, die im Bebauungsplan „Lammer Busch-Ost“, LA 32 fest-
gesetzt wurde. 


: 


→ Ausgleich von Eingriffsfolgen für bedrohte Tierarten der offenen Feldflur 
sowie allgemein positive Auswirkungen auf den Naturhaushalt durch Auf-
gabe der landwirtschaftlichen Nutzung und Zulassung einer begrenzten 
Sukzessionsentwicklung. 
 
Geltungsbereich D
Auf einer 0,80 ha großen Fläche in der Feldflur südwestlich von Lamme 
wird die intensive ackerbauliche Nutzung zu Gunsten einer extensiven, an 
den Lebensraumansprüchen des Feldhamster ausgerichteten Bewirtschaf-
tung aufgegeben. Der Feldhamster ist eine nach Bundesnaturschutzge-
setz und Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie streng geschützte Art 
 
Im Jahr 2005 wurden im Plangebiet 2 Hamsterbaue gefunden. Zur Fest-
stellung der aktuellen Situation fand im Frühjahr 2013 eine erneute Feld-
begehung des Plangebietes statt. Es konnten keine Feldhamster nachge-
wiesen werden. Dennoch handelt es sich bei dem Plangebiet um einen 
Bereich, der als Lebensraum für den besonders geschützten Feldhamster 
einzustufen ist. Sofern vor Erschließungsbeginn noch Feldhamster im 
Plangebiet gefunden werden, bedarf es speziell auf den Hamster abge-
stellter Ausgleichsmaßnahmen. Es müssen Flächen bereitstehen, die für 
die Umsiedlung von Feldhamstern geeignet sind. 


: 


→ Ausgleich von Eingriffsfolgen insbesondere für den geschützten Feld-
hamster (Erfüllung europa- und bundesrechtlicher Anforderungen) und 
sonstige Tierarten des Offenlandes sowie allgemein positive Auswirkun-
gen auf den Naturhaushalt durch Extensivierung der Nutzung. 
 


b) Beurteilung des Vorhabens i. S. der Eingriffsregelung 
 
Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs-, Verringerungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen in den Geltungsbereichen A, B, C und D sind die 
mit Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwartenden Auswirkungen auf 
die Schutzgüter des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild abschlie-
ßend wie folgt zu bewerten: 


• Den Beeinträchtigungen des Schutzgutes Tiere und Pflanzen durch den 
mit der Realisierung des Baugebietes insgesamt und durch Versiege-
lung/Bebauung insbesondere einhergehenden Lebensraumverlust ste-
hen Begrünungs- und Extensivierungsmaßnahmen auf öffentlichen und 
privaten Grünflächen im Geltungsbereich A und Flächen für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft in den Geltungsbereichen B und C gegenüber. Mit diesen 
Maßnahmen werden in dem vom Eingriff betroffenen Raum die Lebens-
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raumfunktionen durch die Neuanlage und Entwicklung von Biotopstruk-
turen aufgewertet, die Lebensraumansprüche der Arten des Offenlan-
des sind darin in besonderer Weise berücksichtigt. Den Belangen des 
besonderen Artenschutzes (FFH-Richtlinie) kann bei Bedarf durch die 
Umsiedlung von Feldhamstern in einen Ersatzlebensraum im Geltungs-
bereich D entsprochen werden. Mit den festgesetzten Maßnahmen 
können der Verlust bzw. die Beeinträchtigung von Lebensraumfunktio-
nen in geeigneter Weise ausgeglichen werden. 


• Das Schutzgut Boden ist nicht vermehrbar, Bodenverluste durch Ver-
siegelung und Bebauung sind insofern kaum ausgleichbar. Dem Verlust 
der Bodenfunktionen unter den bebauten/versiegelten Flächen steht die 
Verbesserung der natürlichen Bodenfunktionen auf Grün- und Aus-
gleichsflächen in den Geltungsbereichen A, B, C und D entgegen, die 
dort durch Begrünung und Aufgabe/Extensivierung bestehender Nut-
zungen zu erwarten ist. Insgesamt können die Eingriffsfolgen für das 
Schutzgut Boden damit auf ein unerhebliches Maß reduziert werden. 


• Eingriffe in das Schutzgut Wasser resultieren insbesondere aus der 
Versiegelung/Bebauung offener Bodenflächen mit Auswirkungen auf 
den lokalen Wasserhaushalt (Verlust von Flächen für die Grundwasser-
neubildung, erhöhter Oberflächenabfluss). Durch die Aufga-
be/Extensivierung bestehender Nutzungen auf Grün- und Ausgleichs-
flächen in den Geltungsbereichen A, B, C und D kann dort das Grund-
wasserneubildungspotential quantitativ erhalten und unter qualitativen 
Aspekten (Ausschluss stofflicher Belastungen) verbessert werden. Im 
Hinblick auf den Wasserhaushalt der Lammer Graben-Niederung kön-
nen negative Veränderungen durch die baugebietsbezogene Regen-
wasserrückhaltung mit Sicherung der bisherigen Abflussspende an den 
Lammer Graben weitgehend verringert werden. Es ist daher zu erwar-
ten, dass mit den vorgesehenen Maßnahmen auch die Eingriffsfolgen 
für das Schutzgut Wasser auf ein insgesamt unerhebliches Maß redu-
ziert werden können. 


• Beeinträchtigungen für das Schutzgut Klima/Luft können durch den Er-
halt und die Entwicklung klimatisch und lufthygienisch wirksamer Frei-
flächen und Gehölzstrukturen im Baugebiet auf ein unerhebliches Maß 
reduziert werden. 


• Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes können im Sinne der 
Eingriffsregelung erst vollständig mit Umsetzung weiterer Bauabschnitte 
ausgeglichen werden (landschaftliche Einbindung des Baugebietes 
nach Norden und Süden durch gestaltete Grünflächen). Nach Osten er-
folgt die landschaftsgerechte Neugestaltung durch vorgelagerte öffentli-
che Grünflächen mit Umsetzung dieses Bebauungsplanes. Mit den be-
schriebenen Maßnahmen werden für diesen Bauabschnitt Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbildes in angemessener Weise verringert bzw. 
ausgeglichen. Gleiches gilt für die Voraussetzungen für landschaftsbe-
zogene Erholung, für die die angrenzenden Feldwege weiterhin und er-
gänzt um das Wegeangebot in den öffentlichen Grünflächen zur Verfü-
gung stehen. 
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Mit Umsetzung der zeichnerisch und textlich festgesetzten Maßnahmen zur 
Grünordnung im Geltungsbereich A sowie der Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft in den Gel-
tungsbereichen B, C und D sind die durch den Bebauungsplan zulässigen 
Vorhaben im Sinne der Eingriffsregelung als ausgeglichen einzustufen. 
 


4.6.2 


 


Vermeidung von umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und 
seine Gesundheit (§ 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB) 


Zur Vermeidung nachteiliger gesundheitlicher Auswirkungen auf den Men-
schen durch Lärm werden passive Schallschutzmaßnahmen entlang der 
ÖPNV-Trasse getroffen. Darüber hinaus vermeidet die Planung durch ihre 
Abstände zu weiteren Lärmquellen unzumutbare Lärmbelastungen. 
 


4.6.3 


 


Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und 
Abwässern (§ 1 Abs. 6 Nr. 7e BauGB) 


Abfallrechtliche Belange sind von der Planung nicht in besonderer Weise be-
troffen. Besondere Festsetzungen sind nicht erforderlich. Die allgemein gülti-
gen Regelungen der abfallrechtlichen Gesetzgebung sind zu beachten. 
 


4.6.4 


• Lufthygienisch wirksame Durchgrünung des Baugebietes, insbesondere 
durch Baum- und sonstige Gehölzpflanzungen im Straßenraum, auf öf-
fentlichen Grünflächen sowie in Hausgärten. 


Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7h BauGB) 
 


• Minderung von motorisiertem Individualverkehr durch Anbindung an den 
öffentlichen Nahverkehr (Bus), ein attraktives Wegeangebot für Fußgän-
ger und Radfahrer sowie eine geeignete Nahversorgung, die in zentraler 
Lage an der Neudammstraße bereits vorhanden ist. 


 
4.6.5 


• Ein Anschluss an ein Nah- oder Fernwärmenetz ist auf Grund technischer 
und wirtschaftlicher Voraussetzungen nicht vorgesehen. Im Hinblick auf 
ein Nahwärmenetz ist die Besiedlungsdichte zu gering. Im Hinblick auf die 
Anbindung an das Fernwärmenetz ist die Entfernung zum bestehenden 
Fernwärmenetz (Weststadt, Heizkraftwerk Nord) zu groß. 


Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Energienut-
zung (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB) 
 


• Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die der Errichtung von So-
laranlagen, begrünten Dächern und die Verwendung der Passivhausbau-
weise behindern würde. 


 
4.6.6 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden (Bodenschutzklausel des § 1 a 


Abs. 2 S. 1 BauGB) 
 
Soweit dies für ein Wohngebiet für den freistehenden Einfamilienhausbau 
möglich ist, wird durch die Planung ein möglichst sparsamer Umgang mit 
Grund und Boden angestrebt. Hier ist insbesondere eine rationelle und spar-
same Erschließung durch verkehrsberuhigte Bereiche und private Sticher-
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schließungen zu nennen. Darüber hinaus wird durch den städtebaulichen 
Entwurf eine möglichst kompakte Siedlungsform erreicht. 
 
Im Rahmen der Baugenehmigungs- oder anzeigeverfahren wird seitens der 
Unteren Bodenschutzbehörde darauf hingewirkt, dass Mutterboden getrennt 
zu lagern und wieder zu verwenden ist. 
 


4.6.7 


 


Berücksichtigung des Vorrangs von Flächenrecycling, Nachverdichtung und 
sonstige Innenentwicklung, Umwidmungssperrklausel (§ 1 a Abs. 2 S. 2 
BauGB) 


Auch wenn grundsätzlich der Nachverdichtung in innerstädtischen Bereichen 
sowohl aus städtebaulicher als auch aus Gründen des Landschaftsschutzes 
der Vorrang zu geben ist, muss dem anhaltend erkennbaren Bedarf nach 
Grundstücken für Einfamilenhäuser entgegengekommen werden. Durch das 
Gesamtkonzept für die Baugebiete „Lammer Busch-West“, „Lammer Busch-
Ost“, „Im großen Raffkampe“ und weitere Bauabschnitte wird ein kompakter 
Siedlungskörper geschaffen, der auf Grund seiner Größe die langfristige 
Wirtschaftlichkeit von privaten und öffentlichen Infrastrukturangeboten si-
cherstellt. 
 


4.7 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen


 


  
(Monitoring) 


Gemäß § 4 c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die aufgrund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten, 
um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu 
ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu er-
greifen. Dabei sind alle Behörden verpflichtet, die Gemeinde über erhebliche, 
insbesondere unvorhergesehene nachteilige, Auswirkungen auf die Umwelt 
zu informieren. 
 
Diese Daten, wie auch weitere relevante umweltbezogene Daten werden sei-
tens der Fachbehörden mit Hilfe des stadtinternen Umweltinformationssys-
tems vorgehalten und ständig aktualisiert. 
 
Ein Bedarf für diese Umweltüberwachung (sog. Monitoring) ist im Be-
bauungsplan „Im großen Raffkampe“ zurzeit für folgende Maßnahme er-
kennbar: 


• Besucherlenkung im Lammer Holz: Die Untere Naturschutzbehörde kann 
im Rahmen ihrer Betreuung des Naturschutzgebietes Lammer Holz eine 
evtl. Erhöhung des Besucheraufkommens feststellen. Falls hier negative 
Auswirkungen auf das Naturschutzgebiet auftreten, kann die Untere Na-
turschutzbehörde durch Maßnahmen der Besucherlenkung (z.B. Sper-
rung von Trampelpfaden) diesen Auswirkungen begegnen. 


Sofern im Geltungsbereich A vor Erschließungsbeginn Feldhamster gefun-
den werden, besteht ein Bedarf für die Umweltüberwachung zusätzlich für 
folgende Maßnahme: 
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• Feldhamsterumsiedlung/Sicherung der Population: Die dann erforderliche 
Ausnahmegenehmigung der Unteren Naturschutzbehörde zur Umsied-
lung der Feldhamster würde die Bedingung enthalten, dass im 1. bis 3., 
im 5. und im 10. Jahr eine Erfolgskontrolle der Umsiedlungsmaßnahmen 
durchgeführt werden muss. Sind hier Defizite erkennbar, so müsste die 
Untere Naturschutzbehörde über geeignete Maßnahmen zur Förderung 
der Feldhamsterpopulation im Umsiedlungsbereich entscheiden. 
 


4.8 
 
Zusammenfassung 


Bei dem Bebauungsplanbereich „Im großen Raffkampe“, LA 33, handelt es 
sich um eine bisher landwirtschaftlich intensiv genutzte Fläche östlich der 
Baugebiete „Lammer Busch-Ost, 1. und 2. Bauabschnitt. Ziel der Planung ist 
es, ein neues Wohngebiet für Einfamilienhäuser zu entwickeln. 
 
Als voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 Abs. 4 
BauGB, die mit diesem Bebauungsplan vorbereitet werden, sind insbesonde-
re der Verlust von Boden und Bodenfunktionen durch Versiegelung, der Ver-
lust und die Veränderung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen und der 
Verlust an Kulturlandschaft zu nennen. 
 
Die Eingriffe in Natur und Landschaft werden unter Berücksichtigung von an-
erkannten Beurteilungsmaßstäben bewertet. Als Maßnahmen zur Vermei-
dung und Verringerung von Beeinträchtigungen sind für das Baugebiet vor-
gesehen: 


• Durchgrünung des Baugebietes, 


• landschaftliche Einbindung des Baugebietes, 


• Schaffung öffentlicher Grünflächen mit Erholungswegen, 


• Regenwasserrückhaltung auf externen Flächen. 
 
Zur Kompensation der verbleibenden erheblichen Eingriffsfolgen sind wie 
folgt externe Ausgleichsmaßnahmen geplant: 


• Auf ca. 2,66 ha sollen Ackerflächen in extensiv genutztes Grünland mit 
kleinflächigen Gehölzbeständen und Ruderalflächen umgewandelt werden 
(Geltungsbereich B). 


• Auf ca. 0,29 ha soll Ackerland als optimierter Lebensraum für Tierarten 
des Offenlandes in eine Extensivbrache umgewandelt werden. (Geltungs-
bereich C). 


• Auf ca. 0,80 ha erfolgt bei Bedarf die Aufgabe der intensiven Ackernut-
zung zu Gunsten einer für Feldhamster verträglichen Nutzung der Flächen 
(Geltungsbereich D). 


 
Ferner werden zum Schutz vor Lärmbelastungen passive Schallschutzmaß-
nahmen im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Dadurch werden die Umweltauswirkungen minimiert und im Sinne der Ein-
griffsregelung weitgehend ausgeglichen. 
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Zur Überprüfung der für die Beurteilung getroffenen Annahmen wird für das 
Schutzgut Tiere und Pflanzen eine Umweltüberwachung durchgeführt. 
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5 Begründung der Festsetzungen 
 


5.1 
 
Art der baulichen Nutzung 


Hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung werden alle Wohnbauflächen im 
Plangebiet als „Allgemeines Wohngebiet“ festgesetzt. 
 
Dadurch kann es ermöglicht werden, dass hier Bereiche entstehen, die zwar 
„vorwiegend dem Wohnen“ dienen, in welchen jedoch auch andere mit einer 
Wohnnutzung vereinbare und verträgliche Nutzungen untergebracht werden 
können. Dabei handelt es sich um die der Versorgung des Gebietes dienen-
den Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Hand-
werksbetriebe, ferner um Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke, die gemäß § 4 BauNVO in Allgemeinen 
Wohngebieten generell zulässig sind. Zusätzlich sind in den am besten er-
schlossenen Bereichen beiderseits der Planstraßen A und E Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und An-
lagen für Verwaltungen ausnahmsweise zulässig. Ausgeschlossen sind je-
doch Gartenbaubetriebe und Tankstellen, da diese sich in das städtebauliche 
Konzept nicht einfügen würden. 
 
Mit dieser Zulassung auch anderer Nutzungen soll eine gewisse mit der 
Wohnnutzung verträgliche Nutzungsmischung ermöglicht werden. Dadurch 
können allgemeine städtebauliche Ziele wie „Stadt der kurzen Wege“, Siche-
rung der Grundversorgung, Schaffung von Arbeitsplätzen im näheren Wohn-
umfeld zumindest teilweise erreicht werden. Dabei werden insbesondere 
Entwicklungsmöglichkeiten auch in mittel- bis langfristiger Sicht geschaffen. 
Da ein Bebauungsplan grundsätzlich zeitlich unbegrenzt gilt, muss er auch 
Raum für Entwicklungen schaffen, die möglicherweise in einigen Jahren 
noch aktueller werden als heute (Zunahme der Telearbeit, Zunahme von 
Teilzeitarbeitsplätzen, Zunahme der älteren Bevölkerung etc.). 
 


5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzungen zur Grundflä-
chenzahl (GRZ), zur Geschoßflächenzahl (GFZ), zur Zahl der zulässigen 
Vollgeschosse sowie durch die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen 
bestimmt. 
 
Es wird eine bauliche Ausnutzung mit zwei Vollgeschossen, einer GRZ von 
0,4, einer GFZ von 0,8, einer maximalen Firsthöhe von 10,00 m und einer 
max. Traufhöhe von 6,50 m zugelassen. Für Gebäude mit Flachdach gilt eine 
maximale Gebäudehöhe von 6,50 m. Mit diesen Festsetzungen sind die 
Wohnbauflächen sowohl für ein- als auch für zweigeschossige Einfamilien-
häuser der verschiedensten Arten geeignet. Auch andere Bebauungsformen 
sind grundsätzlich möglich.  
 
Durch die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen soll erreicht werden, 
dass die Spielräume, die durch die genannten Festsetzungen zur Geschos-
sigkeit und baulichen Ausnutzung eröffnet werden, zwar nicht zu stark be-
schränkt, aber doch so kanalisiert werden, dass zu starke Abweichungen in 
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den Proportionen voneinander vermieden werden. Dies wirkt sich positiv auf 
das Ortsbild aus. 
 
Die festgesetzte GRZ von 0,4 darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO für Stellplät-
ze und Garagen einschl. der Zufahrten sowie für Nebenanlagen um bis zu 
50 % überschritten werden. Damit ist sichergestellt, dass auch ausreichende 
Flächen - insbesondere für Stellplätze und Garagen - in Anspruch genom-
men werden dürfen. 
 


5.3 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise


5.4 


 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen festgelegt. 
Diese halten zu den öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen einen Abstand 
von 3,0 m ein, sind ansonsten aber großzügig gefasst. Damit besteht zum 
einen Fläche für eine angemessene Gestaltung der Grundstücke gegenüber 
dem öffentlichen Raum; zum anderen werden Spielräume in der künftigen 
Bebauung geschaffen. 
 
Es wird keine Bauweise festgesetzt. Dadurch wird eine sehr große Flexibilität 
im Hinblick auf die künftigen Bebauungsmöglichkeiten eröffnet. So können 
freistehende Gebäude entstehen oder Hausgruppen. Es kann sehr flexibel 
auf künftige Bedürfnisse reagiert werden, um so das Bebauungsgebiet ent-
sprechend der jeweiligen Nachfrage entwickeln zu können. Hierdurch kann 
auch die städtebauliche Vielfalt gefördert werden. 
 


 
Stellplätze und Garagen 


Je Grundstück ist nur eine kombinierte Ein- und Ausfahrt in einer Breite von 
maximal 4,0 m zulässig. Mit einer solchen Breite und dem ebenfalls festge-
setzten Abstand von der Grundstücksgrenze von mindestens 3,0 m ist ge-
währleistet, dass auch ein doppelter Einstellplatz angefahren werden kann. 
Durch die Reduzierung der Anzahl der Grundstücksfahrten und deren Breite 
kann erreicht werden, dass in den öffentlichen Verkehrsflächen ausreichend 
öffentliche Parkplätze sowie Baumpflanzungen zur Verkehrsberuhigung und 
Straßenraumgestaltung untergebracht werden können und dass eine größe-
re Verkehrssicherheit für Fußgänger erreicht werden kann. 
 
Eine Ausnahme von der Festsetzung „Eine Ein- und Ausfahrt je Grundstück“ 
kann jedoch erteilt werden, wenn ein Doppelhaus oder eine Reihenhaus-
gruppe auf einem Grundstück – also ohne die dabei normalerweise übliche 
Grundstücksteilung – errichtet werden soll. Diese Bauformen sind dadurch 
charakterisiert, dass sie eine vertikale Gliederung für die Wohneinheiten auf-
weisen und es für jede Wohnung einen separaten Eingang sowie einen se-
paraten Privatgarten gibt. Von ihrer Nutzung und äußeren Wahrnehmung her 
handelt es sich um Einfamilienhäuser in verdichteter Bauweise. In diesen 
Fällen kann eine Ein- und Ausfahrt je Doppelhaushälfte oder je Reihenhaus 
zugelassen werden. Denn würden diese Bauformen mit den normalerweise 
üblichen Grundstücksteilungen errichtet, wäre auch je Wohneinheit eine Ein- 
und Ausfahrt zuzulassen. 
 
Für ein Mehrfamilienhaus hingegen gilt diese Ausnahme nicht. Solche Ge-
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bäude müssen einen Gemeinschaftsstellplatz oder eine Gemeinschaftsgara-
genanlage über eine einzige Ein- und Ausfahrt vorsehen. Bei Mehrfamilien-
häusern ist eine Zuordnung eines Einstellplatzes zu einzelnen Wohneinhei-
ten weder möglich noch nötig. Deshalb hat hier die Nutzbarkeit der öffentli-
chen Verkehrsflächen und damit verbunden die Notwendigkeit, möglichst 
wenige Ein- und Ausfahrten einzurichten, einen Vorrang vor eventuellen pri-
vaten Wünschen zur Unterbringung der Pkw auf dem Grundstück. 
 
Die Zufahrtseiten von Stellplätzen, Garagen und offenen Garagen (Carports) 
müssen einen Abstand von mindestens 3,0 m von der öffentlichen Verkehrs-
fläche einhalten. Durch diesen Abstand wird dafür Sorge getragen, dass ein 
Teil der notwendigen Rückstoßflächen auf privaten Grundstücksflächen liegt. 
Hierdurch wird die Verkehrssicherheit in erheblichem Maße erhöht, da eine 
Einsehbarkeit in den öffentlichen Straßenraum ermöglicht wird. 
 
Ferner kann nur so gesichert werden, dass in den verkehrsberuhigten Berei-
chen auf der gegenüberliegenden Straßenseite öffentliche Parkplätze bzw. 
Baumstandorte untergebracht werden können. Ohne diese Festsetzungen 
würde in den verkehrsberuhigten Bereichen bei einer ausgebauten Breite der 
öffentlichen Verkehrsfläche von 6,1 m der gesamte öffentliche Raum als 
Rückstoßfläche von Stellplätzen und Garagen benötigt werden. Die Ausbau-
breite ist so bemessen, dass einseitig Flächen für öffentliche Parkplätze und 
Bäume, die der Straßenraumgestaltung und Verkehrsberuhigung dienen, zur 
Verfügung stehen. 
 
Abgesehen von der Zufahrtsseite werden im Bebauungsplan außerhalb der 
Baugrenzen Stellplätze und Garagen nicht grundsätzlich ausgeschlossen, 
Dabei müssen jedoch Garagen und offenen Garagen (Carports) entlang von 
öffentlichen Grün- und Verkehrsflächen mindestens einen Abstand von 1,0 m 
einhalten, der zu begrünen ist. Diese Festsetzung wird getroffen, um eine zu 
starke negative Einwirkung dieser baulichen Anlagen (Gebäude mit unge-
stalteten geschlossenen Fassaden) auf den begrenzten öffentlichen Raum 
durch eine optische Einengung zu vermeiden. Neben Garagenwänden sind 
davon auch offene Garagen (Carports) als bauliche Anlagen betroffen. Bei 
letzteren ist generell nicht auszuschließen, dass die Seite zum öffentlichen 
Raum zu einem späteren Zeitpunkt geschlossen wird, so dass die Wirkung 
einer Garage erreicht wird. In Hinblick auf Stellplätze ist die negative Auswir-
kung auf den öffentlichen Raum wegen der fehlenden seitlichen Wand gerin-
ger zu bewerten, so dass hier auf das Abstands- und Eingrünungserfordernis 
verzichtet werden kann. 
 
Gemeinschaftsstellplatz- und Gemeinschaftsgaragenanlagen, z.B. für Rei-
henhäuser und Mehrfamilienhäuser, dürfen ebenfalls außerhalb der Bau-
grenzen errichtet werden. Sie müssen dann jedoch nach den Bestimmungen 
der NBauO einen Grenzabstand wie Gebäude einhalten und nach den Text-
lichen Festsetzungen A VI 1 allseits eingegrünt werden. 
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5.5 
 
Öffentliche Verkehrsflächen 


5.5.1 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 
 
Das Wohngebiet wird durch die Buslinie 411 erschlossen. Diese fährt über 
die Baugebiete Lammer Busch-Ost und Lammer Busch-West durch Alt-
Lamme und Kanzlerfeld in die Innenstadt und zum Hauptbahnhof. Unmittel-
bar westlich an das neue Wohngebiet angrenzend ist in der Straße Lammer 
Busch, auf Höhe des geplanten öffentlichen Grünzuges, eine Wendeschleife 
für die Buslinie vorgesehen. Außerdem fährt die Buslinie 450 (Vechelde – 
Wedtlenstedt – Lamme – Rathaus) die Haltestelle Neudammstraße/Lammer 
Busch an. 
 
Für zukünftige Entwicklungen wird im Bebauungsplan eine „ÖPNV-Trasse“ 
freigehalten. Diese Trasse kann für eine Buslinie oder Stadtbahnstrecke akti-
viert werden. Die Festlegung für eine bestimmte Stadtbahn- oder Busführung 
erfolgt damit nicht, sondern bleibt späteren Planverfahren vorbehalten. 
 


5.5.2 Motorisierter Individualverkehr, MIV 
 
Die Wohnbauflächen werden über die Straße Lammer Busch erschlossen. 
Die Anbindung erfolgt über die Planstraßen A und E. Für diese Straßen ist 
neben einer selbständigen Fahrbahn jeweils ein 2,5 m breiter beidseitiger 
Gehweg vorgesehen. In der 5,5 m breiten Fahrbahn ist das Parken allgemein 
zulässig. Diese beiden Straßen werden später die Funktion einer Sammel-
straße für die noch südlich und nördlich angrenzenden weiteren Wohnbau-
flächen übernehmen. 
 
Ausgehend von der Planstraße A führen drei Stichstraßen (Planstraßen B, C 
und D) nach Süden, die jeweils in einer Wendeanlage enden. Diese Bereiche 
werden als verkehrsberuhigte Bereiche ausgewiesen und ausgebaut. Vorge-
sehen ist eine verkehrsberuhigende Gestaltung mit Bäumen und Parkplät-
zen. 
 


5.5.3 Fuß- und Radverkehr 
 
Neben den öffentlichen Straßen, die dem Fuß- und Radverkehr dienen, wer-
den separate Fuß- und Radwege in den öffentlichen Grünflächen angelegt. 
Diese werden so ausgebaut, dass sie zugleich als zweiter Rettungsweg für 
die Feuerwehr und andere Rettungsfahrzeuge genutzt werden können. Diese 
Wege binden an die Wohnbauflächen, an weitere Wege in den schon beste-
henden Siedlungsflächen und an bestehende Wege in der umgebenden 
Feldmark an, sodass insgesamt ein attraktives Wege- und Radfahrnetz ent-
steht. 
 


5.6 


Das grünordnerische und naturschutzfachliche Maßnahmenkonzept für den 
Bebauungsplan leitet sich aus übergeordneten fachlichen Zielstellungen, den 
in der Bestandsanalyse für das Gebiet konkret festgestellten Wertigkeiten 


Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft, Flächen für die Landwirtschaft 
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des Naturhaushaltes und der landschaftlichen Situation ab. Dabei war zu be-
rücksichtigen, dass es sich bei dem Plangebiet um einen Bauabschnitt im 
Rahmen der Gesamtentwicklung Lammer Busch-Ost handelt, sodass die 
Planung zu einzelnen Aspekten nicht abschließend sein kann und Vorgaben 
zur Gebietsstruktur aus dem Gesamtkonzept bestehen. 
 
Die vorgesehenen Maßnahmen erfüllen sowohl ökologische wie auch städ-
tebauliche Funktionen. Zu den wichtigsten Belangen zählen gemäß 
§ 1 Abs. 6 Baugesetzbuch nicht nur die allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, sondern auch die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes sowie die Belange des Umweltschutzes, des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege. Die Maßnahmen wurde in 
Kap. 4.5 und 4.6 bereits mit ihrer Wirkung für Vermeidung, Verringerung und 
Ausgleich von negativen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet. 
Der Bebauungsplan setzt die Maßnahmen als Ergebnis der Eingriffs- / Aus-
gleichsbilanz und nachfolgenden planungsrechtlichen Abwägung fest. 
 


5.6.1 
 
Grünordnung: Öffentliche Flächen 


Grünordnung 


Die öffentlichen Grünflächen prägen maßgeblich Struktur und Erscheinungs-
bild des Baugebietes. Sie sind für die innere und äußere Gestaltung des Ge-
bietes von besonderer Bedeutung und sollen entsprechend ihrer Lage und 
Funktion als interner Grünzug bzw. Siedlungsrandgrün differenziert gestaltet 
werden. 
 
Bei dem internen Grünzug handelt es sich um die Fortsetzung der „grünen 
Achse“, die von der Neudammstraße durch die Neubaugebiete „Lammer 
Busch-Ost, 1. und 2. Bauabschnitt“ bis zum Ostrand dieses Plangebietes ver-
läuft und die Trasse für den ÖPNV (Stadtbahn oder Bus) aufnimmt. Nördlich 
dieser Vorhalteflächen liegen im Mittel ca. 25 m breite Grünflächen mit einer 
Ost-West-gerichteten Hauptwegeverbindung für Fußgänger und Radfahrer 
(Grünfläche 5). Dieser Hauptweg hat in weiten Abschnitten zugleich die 
Funktion einer Feuerwehrnotzufahrt für die nördlich anschließenden Wohn-
gebiete. Die befestigte Wegefläche von 2,5 m wird deshalb um einen 1,0 m 
breiten befahrbaren Schotterrasen ergänzt. Die Flächen werden überwiegend 
landschaftlich mit Bäumen, Wiesen- und Rasenflächen gestaltet und können 
einzelne Spiel- und Aufenthaltsangebote aufnehmen. 
 
Südlich der Vorhaltefläche erzeugt ein 10 m breiter Grünstreifen (Grünflä-
che 3) die aus gestalterischen und Immissionsschutzgründen erforderliche 
räumliche Distanz zu den südlichen Wohnquartieren. Prägendes Element im 
Hinblick auf die beabsichtigte Nutzung der Vorhaltefläche soll eine begleiten-
de Baumreihe sein. 
 
Dort, wo der interne Grünzug im Osten an die freie Feldflur heran tritt, soll 
von einer platzartigen Situation der durch die Höhenlage mögliche Ausblick 
auf die Stadtsilhouette von Braunschweig erlebbar gestaltet werden (Grünflä-
che 4). 
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Die öffentliche Grünfläche im östlichen Randbereich dient der Gestaltung der 
Ortsrandsituation und Einbindung des Baugebietes in die Landschaft (Grün-
fläche 2). Im nördlichen Abschluss weitet sich die Grünfläche auf und soll hier 
orts- und landschaftstypisch als Obstwiese angelegt werden (Grünfläche 1). 
Für das Ortsrandgrün wird besonderer Wert auf eine naturnahe und land-
schaftsgerechte Gestaltung bei insgesamt eher extensiver Nutzung gelegt. 
Durch die Verwendung heimischer Arten bei der Anlage von Heckenstruktu-
ren und Baumpflanzungen wie auch durch das Element der Obstwiese sollen 
hier Vegetationsstrukturen entstehen, die auch als Teillebensraum von den 
Tierarten der offenen Feldflur angenommen werden können. 
 
Am äußeren Rand der Flächen verläuft ein Feldweg (im Bebauungsplan fest-
gesetzt als Fläche für die Landwirtschaft). In den angrenzenden öffentlichen 
Grünflächen sind daher nur untergeordnete Wege in geringer Ausbauintensi-
tät vorgesehen. Der Feldweg liegt im Schutzbereich einer Transportwasser-
leitung. Der Schutzbereich überschneidet sich darüber hinaus in ca. 4 m Brei-
te mit den öffentlichen Grünflächen. Bei der Gestaltung der Grünflächen sind 
die Schutzansprüche der Leitung zu beachten. 
 
Eine Fortsetzung dieser Ortsrandgestaltung ist mit den weiteren Bauab-
schnitten Richtung Norden und Süden vorgesehen. 
 
Die Grünflächen mit ihrem Wegeangebot schaffen Möglichkeiten der Erho-
lung und des Landschaftserlebens im Wohnumfeld. Gesonderte Kinder- und 
Jugendspielplätze werden in diesem Bauabschnitt nicht ausgewiesen, da für 
die Kinder und Jugendlichen die Angebote in den bereits hergestellten Bau-
abschnitten der Siedlung Lammer Busch-Ost in erreichbarer Nähe liegen und 
diese entsprechend dimensioniert sind. Als ergänzendes wohnungsnahes 
Angebot sind jedoch einzelne Spielangebote als gestalterisch und funktional 
integrierte Bestandteile der öffentlichen Grünflächen im Baugebiet „Im gro-
ßen Raffkampe“ zulässig. 
 
Neben der Funktion als Erholungsraum und der Gestaltung von Orts- und 
Landschaftsbild entwickeln die Grünflächen verschiedene Wohlfahrtswirkun-
gen für den Naturhaushalt und wirken damit eingriffsmindernd. Die extensiv 
mit heimischen Gehölzen und Wiesenflächen gestalteten Grünflächen 1 und 
2 am Siedlungsrand wirken wegen ihres besonderen Landschaftsbezuges 
ausgleichend und werden deshalb dem Baugebiet als Ausgleichsfläche zu-
geordnet. 
 
Die vorgesehene Straßenraumbegrünung gestaltet den öffentlichen Raum 
und fördert die Verkehrsberuhigung. Es sind in der Regel mittel- bis kleinkro-
nige Laubbäume in unterschiedlicher Anordnung vorgesehen. Die Bäume er-
gänzen sich in ihrer Wirkung mit den Anpflanzungen auf privaten Flächen. 
Aufgrund verschiedener Wohlfahrtswirkungen für den Naturhaushalt wirken 
auch sie eingriffsmindernd. 
 
Grünordnung: Private Flächen 
Gemeinschaftsstellplatz- und Garagenanlagen sind einzugrünen (Sträucher, 
Hecken, Bäume). Damit können diese Anlagen gestalterisch in das Wohnum-







- 29 - 


Bebauungsplan „Im großen Raffkampe“, LA 33  Begründung, Stand: 19.08.2013 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 


feld integriert werden. 
 
Grünordnung: Öffentliche und private Flächen 
Um die Voraussetzungen für eine gute Entwicklung und langfristige Siche-
rung des Baumbestandes insbesondere in Straßen und auf Stellplatzanlagen 
zu schaffen, werden als Regelwert für die Mindestgröße der offenen Vegeta-
tionsfläche je Baum 9 m² festgesetzt. Die Vegetationsfläche sollte dabei min-
destens 2 m breit sein, damit sich ein guter Wurzelansatz ausbilden kann und 
eine hohe Standfestigkeit der Bäume gewährleistet ist. 
 
Die festgesetzten Pflanzqualitäten für anzupflanzende Bäume stellen einen 
Kompromiss zwischen zeitnaher Erreichung der gewünschten Wirkung und 
guter Anwuchsgarantie dar. 
 
Durch Fristen für die Herstellung der festgesetzten Anpflanzungen und sons-
tigen Begrünungsmaßnahmen soll eine zu große zeitliche Spanne zwischen 
Realisierung der Bebauung und dem Erreichen der gestalterischen und ein-
griffsmindernden Wirkung der Begrünung verhindert werden. Für die zukünf-
tigen Anwohner entsteht mit der zügigen Herstellung der öffentlichen Grün-
flächen möglichst zeitnah ein attraktives Wohnumfeld. 
 


5.6.2 


Unter Berücksichtigung der eingriffsmindernden Wirkung aller Grünordnungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen im Geltungsbereich A verbleibt ein Ausgleichs-
defizit. Dieses wird durch Kompensationsmaßnahmen auf externen Flächen 
ausgeglichen. Es handelt sich dabei um die Flächen und Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft in 
den Geltungsbereichen B, C und D. 
 


Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft, Zuordnung 
 


Geltungsbereich B: 
Die ca. 2,66 ha großen Flächen nördlich am Lammer Graben liegen im Land-
schaftsschutzgebiet BS 21 „Lammer Bruch“; östlich schließt das Natur-
schutzgebiet BR 72 „Lammer Holz“ an. Im Regionalen Raumordnungspro-
gramm 2008 ist der engere Bereich der Lammer Graben-Niederung als Vor-
ranggebiet für Natur und Landschaft und großräumig als Vorbehaltsgebiet für 
Natur und Landschaft sowie für die Erholung ausgewiesen. Die nördlich auf 
der Seite zum Ortsteil Kanzlerfeld anschließende freie Feldflur soll als Vor-
ranggebiet für Freiraumfunktionen vor der Inanspruchnahme durch entge-
genstehende Nutzungen geschützt werden. 
 
Im Spätsommer 2012 waren die Flächen vollständig umgebrochen, d.h. die 
Flächen werden aktuell intensiv landwirtschaftlich genutzt. Unter ca. 2/3 der 
Fläche erstreckt sich der für die Lammer Graben-Niederung prägende und 
besonders schützenswerte degradierte Niedermoorkörper. Im Norden und 
Nordosten steht kein Niedermoor an („Zusatzberatung Wasserschutz“ für das 
Wasserschutzgebiet Lamme, Ingenieurdienst Umweltschutz, 1999). 
 
Auf den Flächen soll artenreiches, in Teilen feuchtes Grünland für eine ex-
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tensive Nutzung als Mähwiese oder Weide entwickelt werden. Eine 30 m-
Zone entlang des Lammer Grabens ist von dieser Nutzung ausgenommen, 
hier sollen sich arten- und strukturreiche Feuchtbrachen entwickeln. Zum 
Schutz des Niedermoorkörpers vor weiterer Mineralisation sind diese Flä-
chen durch sporadische Pflege frei von Gehölzen zu halten. Gehölzpflanzun-
gen sind in den nördlichen und nordöstlichen Bereichen vorgesehen, unter 
denen kein Niedermoor ansteht. Hier sollen eine Feldgehölzinsel angelegt 
und großkronige Laubbäumen in aufgelockerter Gruppierung gepflanzt wer-
den. Für die Anpflanzungen sind ausschließlich heimische und standortge-
rechte Arten zu verwenden. Für die funktionsfähige Herstellung der Flächen 
sind differenzierte Entwicklungspflegezeiten vorgesehen. 
 
Die vorgesehenen Maßnahmen wirken sich positiv auf alle Schutzgüter des 
Naturhaushaltes und das Landschaftsbild aus. Sie tragen zudem zur Verbes-
serung der Wasser- und Biotopqualität des Lammer Grabens bei, der südlich 
an der Fläche entlang läuft. Die Gehölzpflanzungen unterstützen den Ver-
bund zwischen dem Lammer Holz und weiter westlich und nördlich gelege-
nen Waldstrukturen. 
 
Die Maßnahmen sind Bestandteil eines Gesamtkonzeptes zur naturnahen 
Entwicklung der Lammer Graben-Niederung. Langfristiges Ziel ist es, diesen 
Bereich durch Anstau des Lammer Grabens flächig zu vernässen und damit 
den Niedermoorkörper wieder zu aktivieren. Da dieses Entwicklungsziel an 
die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens und an einen vollständi-
gen Grundbesitz der öffentlichen Hand gebunden ist, können zunächst keine 
Maßnahmen durchgeführt werden, die den Wasserhaushalt des Gebietes 
verändern. Der Bebauungsplan enthält daher eine Öffnungsklausel, die zu 
einem späteren Zeitpunkt, wenn die entsprechenden Rahmenbedingungen 
geschaffen sind, weitergehende Maßnahmen auf den Flächen zulässt. 
 
Geltungsbereich C: 
In der Nähe zum Einmündungsbereich der Neudammstraße in die B 1 wird 
auf einer Ackerfläche eine ca. 0,29 ha große Extensivbrache mit Ge-
hölzpflanzungen festgesetzt, die als Lebensraum für gefährdete Tierarten der 
Feldflur (z.B. Feldhase, Feldlerche, Kiebitz, Rebhuhn) und der Biotopvernet-
zung zwischen den Ackerflächen östlich der Neudammstraße und den Acker-
flächen westlich der Neudammstraße dient. Diese Fläche schließt unmittelbar 
an eine gleichartige Fläche an, die im Bebauungsplan „Lammer Busch-Ost“, 
LA 32 festgesetzt wurde. 
 
Geltungsbereich D: 
Der Geltungsbereich A ist als potentieller Lebensraum für den Feldhamster 
(Cricetus cricetus) einzustufen, eine gemäß Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
der EU (Richtlinie 92/43/EWG) streng geschützte (vom Aussterben bedrohte) 
Tierart. Dieser Schutz wurde entsprechend in das Bundesnaturschutzgesetz 
übernommen. Es ist verboten, die geschützten Arten zu töten oder anderwei-
tig zu beeinträchtigen, wozu z.B. auch der Verlust des Lebensraumes gehört. 
Von diesem Verbot kann die Untere Naturschutzbehörde eine Ausnahme er-
teilen, wenn die „Population der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbrei-
tungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem 
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günstigen Erhaltungszustand verweilen kann“. Dabei wird die naturschutz-
rechtliche Genehmigung nicht für den Bebauungsplan, sondern für die kon-
kreten Eingriffe (Erschließungsmaßnahmen, Baumaßnahmen) erteilt. Der 
Bebauungsplan trägt jedoch vorausschauend dafür Sorge, dass die Voraus-
setzungen für die naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung geschaffen 
werden. 
 
Im Jahr 2005 wurden gutachterlich durch eine Feldbegehung im Plangebiet 
zwei Hamsterbaue gefunden. Bei einer erneuten Begehung im Frühjahr 2013 
konnten keine Feldhamster nachgewiesen werden. 
 
Um den Lebensraum für den Feldhamster zwischen Lehndorf und der westli-
chen Stadtgrenze zu sichern, hat die Stadt Braunschweig im Jahr 2001 eine 
9,5 ha große Fläche südlich des Plangebietes „Lammer Busch-West“, LA 26, 
erworben. Diese Fläche ist auf Grund ihrer Lage und Bodenbeschaffenheit 
als Lebensraum Für den Feldhamster gut geeignet. Auf diese Fläche wurden 
bereits die Feldhamster der Baugebiete Lammer Busch-West und Lammer 
Busch-Ost umgesiedelt. Die Fläche wurde bereits insgesamt hamstergerecht 
gestaltet und wird entsprechend extensiv bewirtschaftet. Dies war erforder-
lich, da eine solche Fläche Mindestgröße haben muss, um einen Umsied-
lungserfolg sicherzustellen. 
 
Eine 0,80 ha große Teilfläche wurde jedoch noch nicht einzelnen Baugebie-
ten für Umsiedlungen zugeordnet. Sie wird nun als Geltungsbereich D in den 
Bebauungsplan „Im großen Raffkampe“. LA 33, aufgenommen. Für den Fall, 
dass vor Erschließungsbeginn im Plangebiet noch Feldhamster gefunden 
werden, können diese noch auf die Fläche im Geltungsbereich D umgesie-
delt werden. 
 
Die Untere Naturschutzbehörde der Stadt Braunschweig hat die naturschutz-
rechtliche Ausnahmegenehmigung für einen solchen Fall in Aussicht gestellt 
und würde die Verlagerung einer eventuellen Hamsterpopulation fachgerecht 
vornehmen lassen. Vor Beginn der Erschließungsarbeiten müssten die im 
Plangebiet vorgefundenen Feldhamster gesammelt und auf die vorbereitete 
Ausgleichsfläche umgesetzt werden. 
 
Zeitliche Bindung für die Umsetzung der Maßnahmen 
Mit der zeitlichen Bindung für die Umsetzung wird eine zu große zeitliche 
Spanne zwischen Vollzug des Eingriffs und Erreichen der ausgleichenden 
Wirkung verhindert. Für den Feldhamster besteht der Sonderfall, dass die 
Umsiedlung des Feldhamsters vor Beginn der Erschließung (= vor Beginn 
des Eingriffs) abgeschlossen sein müsste, um die erforderliche Ausnahme-
genehmigung für den Eingriff in den Lebensraum einer nach der FFH-
Richtline geschützten Art durch die zuständige Fachbehörde zu erhalten. 
 
Zuordnung 
Die Zuordnung ist Voraussetzung dafür, dass bei Bedarf mittels der Satzung 
über die Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen die Kosten von den spä-
teren Eigentümern (= Eingriffsverursachern) erhoben werden können. 
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Neben den Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft werden auch die besonders land-
schaftsgerecht zu gestaltenden öffentlichen Grünflächen 1 und 2 dem Bau-
gebiet als Ausgleichsmaßnahmen zugeordnet. 
 


5.6.3 
 
Flächen für die Landwirtschaft 


Am Ost- und am Südrand des Plangebietes wird eine Fläche für die Land-
wirtschaft festgesetzt. Es handelt sich hierbei um die Fläche für einen Weg, 
der vorrangig für die Rübenabfuhr in der Erntezeit benötigt wird, jedoch auch 
Fußgängern und Spaziergängern zur Verfügung steht. Der Weg ist bereits 
vorhanden und ersetzt einen landwirtschaftlichen Weg, der im Zuge der Be-
bauung der Wohngebiete Lammer Busch-Ost, 1. und 2. Bauabschnitt entfal-
len musste. Der Weg am Ostrand des Plangebietes wird dauerhaft zur Er-
schließung landwirtschaftlicher Flächen erforderlich sein und dient nicht zur 
Erschließung des Baugebiets. Der Wegeabschnitt am Südrand des Plange-
bietes wird entbehrlich, wenn Richtung Süden ein weiteres Baugebiet ent-
steht. Dann würde diese Fläche neu überplant werden. 
 
Mit der Bewirtschaftung der Ackerflächen ist – insbesondere zur Bestell- und 
Erntesaison – auch an Sonn- und Feiertagen zu rechnen sowie in den späten 
Abendstunden. Die Anwohner haben diese landwirtschaftlich verursachten 
Belastungen zu tolerieren. 
 


5.7 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes


Die schallschutztechnischen Untersuchungen haben ergeben, dass überwie-
gend ein ausreichender Schallschutz auf Grund der Abstände zu Lärmquel-
len gewährleistet ist. 
 
Für folgende Bereiche sind jedoch passive Schallschutzmaßnahmen gemäß 
DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ im Bebauungsplan festzusetzen: 


 
 


• Beiderseits der ÖPNV-Trasse (Bus- oder Stadtbahnverkehr) 


• Nordöstlich der an das Plangebiet angrenzenden Buswendeschleife an 
der Straße Lammer Busch. 


 
In den genannten Flächen sind passive Lärmschutzmaßnahmen für die 
Lärmpegelbereiche II und III vorzusehen. Bei Wohngebäuden, sie sich in den 
Lärmpegelbereichen II und III befinden, werden die Anforderungen bereits 
durch die heutigen Wärmeschutzvorschriften erfüllt. Besondere bauliche 
Maßnahmen des passiven Schallschutzes sind dabei jedoch für Fenster von 
Schlafräumen und Kinderzimmern zu treffen, um eine ausreichende Belüf-
tung während der Nachtzeit zu gewährleisten. 
 
Im Rahmen der Abwägung sind diese Beschränkungen durch Lärmemissio-
nen des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) hinzunehmen. Eine aus-
reichende Versorgung von Wohngebieten mit einem leistungsfähigen ÖPNV 
ist ein zentraler Belang, der in der städtebaulichen Planung zu berücksichti-
gen ist. Hierbei müssen insbesondere die Bedürfnisse von Kindern, Jugend-







- 33 - 


Bebauungsplan „Im großen Raffkampe“, LA 33  Begründung, Stand: 19.08.2013 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 


lichen und älteren Menschen, die in der Regel nicht über einen Pkw verfü-
gen, berücksichtigt werden. Auch dient ein gutes ÖPNV-Angebot dazu, den 
Kfz-Verkehr zu mindern und mindert dadurch auch die Belastungen durch 
den motorisierten Individualverkehr. Aus städtebaulichen und wirtschaftlichen 
Gründen sowie aus Gründen der Erreichbarkeit für die Bewohner kann der 
ÖPNV auch nicht weit ab von Wohngrundstücken geführt werden. 
 


5.8 
 
Soziale Infrastruktur 


In Lamme ist in den letzten Jahren in erheblichem Umfang eine soziale Infra-
struktur neu geschaffen worden: Grundschule, zwei Kindertagesstätten, Ju-
gendzentrum, Sporthalle, Sportanlage. Der Umfang dieser notwendigen Ge-
meinbedarfseinrichtungen wurde auf der Grundlage des Gesamtkonzeptes 
„Lammer Busch“ ermittelt und dient somit auch diesem Bauabschnitt und den 
noch folgenden Bauabschnitten. 
 
Wegen des gestiegenen Bedarfes an Kindertagesstätten- und Krippenplät-
zen durch den gesetzlichen Anspruch auf Betreuungsplätze ist anlässlich des 
Wohngebietes „Im großen Raffkampe“ der Bau einer weiteren Kindertages-
stätte geplant. Ein hierfür geeignetes Grundstück im Gebiet „Lammer Busch-
Ost“, 1. Bauabschnitt, wird von der Grundstücksgesellschaft Braunschweig 
mbH für diesen Zweck reserviert. Für 77 Einfamilienhäuser ergibt sich ein 
rechnerischer Bedarf von 15 Kitaplätzen und 12 Krippenplätzen. 
 
Ein Neubau einer Kita im Plangebiet selbst ist nicht vorgesehen. Das neue 
Wohngebiet ist zu klein, um eine Kita dauerhaft auslasten zu können. Die 
Lage am äußeren Ende des Siedlungsgebietes ohne unmittelbare Lage am 
Haupterschließungsring Lammer Busch führt zu einer geringen Eignung die-
ses Bereiches. 
 
In Bezug auf die Schulversorgung können die Schüler aus dem Neubauge-
biet von der Grundschule aufgenommen werden. Es müssen jedoch weiter-
hin der Mehrzweckraum und die zwei Schulraumcontainer für den Unterricht 
in Anspruch genommen werden. 
 


5.9 
 
Weitere technische Infrastruktur 


Die Versorgung des neuen Wohngebietes mit Gas, Strom und Wasser erfolgt 
durch Anschluss an das vorhandene Netz in der Straße Lammer Busch. Be-
reits im Zuge der Entwicklung der Gebiete Lammer Busch-Ost, 1. und 
2. Bauabschnitt, wurde eine Verbindung zur Wasserstransportleitung ge-
schaffen, die östlich an das Plangebiet Im großen Raffkampe angrenzt. Die-
se Straße wurde in der künftigen Planstraße A so verlegt, dass die übrigen 
Leitungen hier aufgenommen werden können. 
 
Auch die Schmutz- und Regenwasserentsorgung erfolgt durch Anschluss an 
das vorhandene Netz. Dieses Netz wurde im Zuge des Gesamtkonzeptes für 
alle Bauflächen östlich der Neudammstraße bereits so ausgelegt, dass das 
Baugebiet Im großen Raffkampe problemlos angeschlossen werden kann. 
 
Das Regenwasser wird über die Planstraße A und im weiteren Verlauf über 







- 34 - 


Bebauungsplan „Im großen Raffkampe“, LA 33  Begründung, Stand: 19.08.2013 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 


die Straße Lammer Busch nach Norden in das dort bereits errichtete Regen-
rückhaltebecken eingeleitet. Die Fläche des Regenrückhaltebeckens ist aus-
reichend groß bemessen, um das Niederschlagswasser aller vorhandenen 
und noch geplanten Bauflächen östlich der Neudammstraße aufzunehmen. 
Der heute vorhandene Ausbau entspricht noch nicht dem endgültigen Aus-
bauzustand; der Ausbau erfolgt sukzessive nach Bedarf und der Entwicklung 
der einzelnen Wohnbauflächen. Es liegt jedoch bereits eine wasserrechtliche 
Genehmigung für die Endausbaustufe vor. Das Regenwasser aus dem Bau-
gebiet „Im großen Raffkampe“ kann noch in das bereits vorhandene ausge-
baute Becken eingeleitet werden; eine weitere Ausbaustufe ist für dieses 
Gebiet nicht erforderlich. 
 


5.10 
 
Örtliche Bauvorschriften 


5.10.1 Geltungsbereich und Anlass


Ziel einer städtebaulichen Planung ist es, neben einer Ordnung der Funktio-
nen in einem Plangebiet auch eine ansprechende Gestaltung zu verwirkli-
chen, um insgesamt ein harmonisches Ortsbild zu erreichen. Dabei wird das 
Ortsbild vor allem durch die Gebäude (Höhe, Dächer), aber auch durch die 
Außenanlagen, Begrünung und den Straßenraum bestimmt. Da die städte-
baurechtlichen Festsetzungen allein nicht ausreichen, die gewünschte ge-
stalterische Ordnung zu sichern, werden sie durch örtliche Bauvorschriften 
ergänzt. 
 
Die Qualität von Wohnquartieren resultiert auch aus einer angemessenen 
Homogenität in Gestaltungsfragen. Dem entgegen ist eine wachsende Viel-
falt von Angeboten im Bausektor festzustellen, die den privaten Bauherren 
nahezu jede individuelle Gestaltungsidee ermöglichen. Hinzu kommen An-
forderungen, die aus ökologischer Sicht heutzutage an Gebäude gestellt 
werden, was z.B. die Nutzung der Solarenergie angeht. Dies wirkt sich auch 
auf die Dachneigung und Gebäudestellung aus. 
 
Um dennoch ein Grundmaß an Homogenität zu gewährleisten, steckt der 
vorliegende Bebauungsplan nur einen relativ groben Rahmen, der extreme 
Abweichungen bei den einzelnen Gestaltungselementen ausschließen soll, 
jedoch gleichzeitig eine individuelle Gestaltung der Gebäude ermöglicht. 
 
Neben den unten näher erläuterten Elementen ist dabei auch die Trauf- und 
Firsthöhe ein wesentliches gestaltbildendes Element. Dieses ist durch städ-
tebaurechtliche Festsetzungen geregelt (siehe Textliche Festsetzungen A II 
Maß der baulichen Nutzung, Begründung 5.2). 
 
Darüber hinaus hat es sich als erforderlich herausgestellt, Regelungen zur 
notwendigen Anzahl von Einstellplätzen auf den Baugrundstücken zu treffen. 
 
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für alle Baugebiete im Planbereich. 
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5.10.2 
 
Dächer 


Ein herausragendes Gestaltungselement eines Baugebietes ist das Dach. 
Vor allen Dingen seine Form, Farbe und sein Volumen prägen das Gesamt-
bild einer Siedlung weithin sichtbar und entscheidend. Aber auch die einzel-
nen Straßen- und Freiräume innerhalb der Siedlung werden durch das Aus-
sehen der Dächer stark beeinflusst. 
 
In der Abwägung sind ein harmonisches Ortsbild, eine städtebauliche Vielfalt 
sowie der Wunsch der Bauherren nach möglichst großer Baufreiheit zu be-
rücksichtigen. 
 
Deshalb werden die Dachformen nicht vorgegeben. Jeder Dachform ist je-
doch eine dieser Dachform entsprechende Dachneigung zugeordnet. Hier-
durch kann erreicht werden, dass diese Dachformen auch in ihrer klassi-
schen Grundform verwirklicht werden, die jeweils ein in sich stimmiges Bild 
gibt. Pultdächer müssen z.B. eine niedrigere Dachneigung aufweisen als Sat-
teldächer. 
 
Durch die Beschränkung der Dachgauben, Zwerchgiebel und Zwerchhäuser 
auf eine Breite von maximal der Hälfte der betroffenen Dachfläche soll im 
Wesentlichen sichergestellt werden, dass die Dachfläche/das Hauptgebäude 
gegenüber diesen Ausbauten dominant bleibt. 
 
Hinsichtlich Material und Farbe der Dächer werden ebenfalls Spielräume er-
öffnet. Es sind Dacheindeckungen sowohl mit roten bis braunen als auch mit 
grauen bis schwarzen Farbtönen zulässig. Ausgeschlossen werden dadurch 
die seit einigen Jahren sich auf dem Markt befindlichen Farben wie hell- und 
dunkelblau, grün oder gelb etc. Diese Farben würden mit ihrer aggressiven 
Wirkung das Ortsbild empfindlich beeinträchtigen. Ferner werden Glasele-
mente, begrünte Dachflächen, Solar- und Fotovoltaikanlagen allgemein zu-
gelassen. Von ihnen gehen keine negativen Auswirkungen wie von leuchten-
den bunten Farben auf das Ortsbild aus. Solar- und Fotovoltaikanlagen sind 
zudem in der Abwägung zwischen städtebaulichen Belangen und den Belan-
gen einer umweltfreundlichen Energieversorgung gegenüber anderen Dach-
eindeckungen (z.B. rote Ziegel) nicht schlechter zu stellen. 
 


5.10.3 
 
Einfriedungen, Sicht- und Windschutzanlagen 


Einfriedungen an öffentlichen Verkehrsflächen und öffentlichen Grünflächen 
sind nur als Hecke, ggf. in Verbindung mit einem Maschendrahtzaun, oder 
als bauliche Einfriedung (z.B. Mauer, Holzwand), dann jedoch nur bis zu ei-
ner Höhe von maximal 1,20 m, zulässig. Hierdurch wird einerseits dem Be-
dürfnis nach einer Einfriedung der Grundstücke Rechnung getragen; ande-
rerseits soll der öffentliche Raum durch zu massive und geschlossene Ein-
friedungen nicht optisch eingeengt werden. 
 
Sicht- und Windschutzanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig. Hierdurch soll erreicht werden, dass die genannten 
Anlagen gegenüber dem öffentlichen Raum nicht zu massiv in Erscheinung 
treten, ihn optisch einengen und stören. Insbesondere sollen sie nicht als 
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„zweite Einfriedung“ in Erscheinung treten. 
 


5.10.4 
 
Einstellplätze 


Für Gebäude mit einer Wohnung müssen 2 Einstellplätze je Wohnung her-
gestellt werden. Für Gebäude mit mehr als einer Wohnung müssen 1,5  Ein-
stellplätze je Wohnung hergestellt werden. Es ist auf ganze Zahlen aufzurun-
den. Diese Festsetzung wird auf Basis von § 84 (1) Nr. 2 NBauO 2012 ge-
troffen. Demnach können Gemeinden örtliche Bauvorschriften über die An-
zahl der notwendigen Einstellplätze erlassen. Es hat sich in der Vergangen-
heit herausgestellt, dass die Herstellung von 1 Einstellplatz je Wohneinheit 
heutzutage nicht reicht, um den Bedarf zu decken. Viele Haushalte – ins-
besondere in Einfamilienhausgebieten – verfügen heute über zwei oder so-
gar mehr Pkw. 
 
Diese sind grundsätzlich auf den privaten Grundstücken unterzubringen. Ein 
Ausbau der öffentlichen Verkehrsflächen, um diesen Bedarf zu decken, ist 
nicht vertretbar. Neben einer erhöhten Flächeninanspruchnahme für öffentli-
che Verkehrsflächen und erhöhten entsprechenden Kosten würde die ver-
kehrsberuhigende Wirkung der Verkehrsflächen durch einen solchen Ausbau 
verlorengehen. 
 
 


6 Gesamtabwägung 
 
Mit der Planung zum Baugebiet „Im Großen Raffkampe“, LA 33, soll auf 
Grund der anhaltend hohen Nachfrage nach Baugrundstücken für Ein- und 
Zweifamilienhäuser ein weiteres angemessenes Angebot geschaffen wer-
den. Damit wird das Gesamtkonzept für den Ortsteil Lamme weiter umge-
setzt, das durch die Realisierung der Baugebiete „Lammer Busch-West“ und 
„Lammer Busch-Ost, 1. und 2. Bauabschnitt“, begonnen wurde. Insbesonde-
re kann durch die Ergänzung dieser Neubaugebiete eine langfristige Ausnut-
zung der neu geschaffenen und noch geplanten privaten und öffentlichen Inf-
rastruktur- und Versorgungsangebote gesichert werden. 
 
Demgegenüber stehen die Eingriffe in Natur und Landschaft, die in der Ab-
wägung mit den genannten städtebaulichen Zielen geringer gewichtet wer-
den. Die Eingriffe in Natur und Landschaft werden durch Ausgleichsmaß-
nahmen innerhalb der Geltungsbereiche B, C und D entsprechend den ge-
setzlichen Vorschriften ausgeglichen. Erhebliche Beeinträchtigungen beson-
derer Schutzgüter von Natur und Landschaft verbleiben somit nach Realisie-
rung aller Maßnahmen nicht. 
 
Aus den genannten Gründen ist in der Gesamtabwägung die vorgesehene 
Planung mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung, den sozialen 
und umweltschützenden Anforderungen vereinbar. Insbesondere sind die 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse, die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung, die Eigentumsbildung, die sozialen Bedürfnisse der 
Bevölkerung, die Fortentwicklung vorhandener Ortsteile sowie die Belange 
des Umweltschutzes im Rahmen der Planung miteinander gerecht abgewo-
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gen worden. 
 


 
7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 


 
7.1 Geltungsbereich 


Allgemeine Wohngebiete  


A 
 
Es sind ca. 77 Grundstücke für freistehende Einfamilienhäuser vorgesehen. 
Die Anzahl der Wohneinheiten kann bei der Errichtung von Einliegerwohnun-
gen, Doppel-, Reihen- oder Mehrfamilienhäusern darüber hinausgehen. 
 


4,67 ha 
Öffentliche Verkehrsflächen  0,87 ha 
Öffentliche Grünflächen 
inklusive Freihaltefläche ÖPNV 


1,58 ha 


Flächen für die Landwirtschaft 0,29 ha 
Gesamt  7,41 ha  


 
7.2 Geltungsbereich 


Flächen für Maßnahmen, zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(Ausgleichsflächen) 


B 
 


2,66 ha 


 
7.3 Geltungsbereich 


Flächen für Maßnahmen, zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(Tiere der offenen Feldflur) 


C 
 


ca. 0,29 ha 


 
7.4 Geltungsbereich D


Flächen für Maßnahmen, zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(Feldhamster) 


 
 


ca. 0,80 ha 


 
 


8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 


 
Maßnahmen 


Als Voraussetzung für die Realisierung der Planung ist im Wesentlichen die 
Schaffung der technischen Erschließungsmaßnahmen (Straßenbau, Ver- 
und Entsorgung) zu nennen. Die Herrichtung der öffentlichen Grünflächen 
sowie die Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen ist entsprechend den 
jeweiligen Textlichen Festsetzungen zeitlich an die Erschließungsarbeiten 
gekoppelt. 
 
Die Erschließung des Baugebietes wird durch die Stadt Braunschweig 
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durchgeführt. 
 


8.2 
 
Kosten und Finanzierung 


8.2.1 Städtebaulicher Vertrag 
 
Mit der städtischen Grundstücksgesellschaft (GGB) wird ein städtebaulicher 
Vertrag nach § 11 Baugesetzbuch über die Finanzierung derjenigen Maß-
nahmen abgeschlossen, die Folge oder Voraussetzung dieses Baugebietes 
sind. Gemäß städtebaulichem Vertrag sollen folgende Kosten für Maßnah-
men von der GGB übernommen werden: 
 
• anteilige Finanzierung der Grundschule und des Jugendzentrums im Ge-


biet „Lammer Busch-West“, 
• Finanzierung der zugeordneten Ausgleichsmaßnahmen in den Geltungs-


bereichen A, B, C und D (Grunderwerbskosten, die der Stadt entstanden 
sind und durchzuführende Maßnahmen), soweit sie nicht den Erschlie-
ßungskosten zuzurechnen sind (s. 8.2.5), 


• kapitalisierte Pflegekosten für die Grünflächen, Ausgleichsflächen und 
Straßenraumbegrünung, 


• Kampfmittelräumung sowohl auf den Bauflächen als auch auf den öffent-
lichen Flächen einschließlich des Räumens der Flakstellung. 


 
8.2.3 Öffentliche Straßenverkehrsflächen 


 
Kosten: 
Die Kosten für die Herstellung von Baustraßen während der Bauphase sowie 
für den Endausbau der öffentlichen Straßenverkehrsflächen inklusive des 
Straßenbegleitgrüns belaufen sich auf: 
 


 ca. 1.322.000 €  
 
Finanzierung: 
Von den o.g. Kosten für die Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen 
werden 10 % durch die Stadt Braunschweig getragen. 90 % werden über Er-
schließungsbeiträge finanziert. 
 
Die Mittel für die von der Stadt zu übernehmenden Kostenanteile sind von 
dem zuständigen Fachbereich rechtzeitig zur Aufnahme in den Haushalts-
plan bzw. das Investitionsprogramm anzumelden. 
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8.2.4 Öffentliche Grünflächen 
 
Kosten: 
Für die Herstellung der öffentlichen Grünflächen 3 bis 5 und der Erholungs-
infrastruktur in den öffentlichen Grünflächen 1 und 2 werden folgende Kosten 
angesetzt: 
 
   ca. 212.600 € 
 
Finanzierung: 
Bei den öffentlichen Grünflächen 3 bis 5 sowie bei den Flächen für Erho-
lungsinfrastruktur in den öffentlichen Grünflächen 1 und 2 handelt es sich um 
„örtliche“ öffentliche Grünflächen im Sinne des Erschließungsbeitragsrechtes. 
Die Kosten für die Erstellung der Grünflächen, die über den erschließungs-
beitragsfähigen Anteil von 12,5 % der Bauflächen hinausgehen, werden von 
der Stadt Braunschweig getragen. Die übrigen Kosten werden über Erschlie-
ßungsbeiträge finanziert. 
 
Die Mittel sind von dem zuständigen Fachbereich rechtzeitig zur Aufnahme in 
den Haushaltsplan bzw. das Investitionsprogramm anzumelden. 
 


8.2.5 Ausgleichsmaßnahmen 
 
Kosten: 
Die Kosten für die Herstellung der Ausgleichsmaßnahmen für öffentliche 
Verkehrsflächen und Wohnbaulandflächen belaufen sich insgesamt auf: 
 


• Geltungsbereich A  ca. 83 000 € 
• Geltungsbereich B: ca. 65.600 € 
• Geltungsbereich C: ca.   5.000 € 
• Geltungsbereich D:    0 €  


(Die Flächen sind bereits hamstergerecht hergerichtet) 
 
Finanzierung: 
Von der Gesamtsumme der Ausgleichsmaßnahmen werden entsprechend 
den Textlichen Festsetzungen unter A VII. 7 insgesamt 75,18 % den Wohn-
baulandflächen und 24,82 % den öffentlichen Verkehrsflächen zugeordnet. 
 
Die Finanzierung der Ausgleichsmaßnahmen für die Wohnbaulandflächen 
wird vollständig durch die GGB übernommen (städtebaulicher Vertrag), wo-
hingegen von den Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen der Verkehrsflä-
chen ein Anteil von 10 %von der Stadt zu übernehmen ist. 
 
Die Mittel sind von dem zuständigen Fachbereich rechtzeitig zur Aufnahme in 
den Haushaltsplan bzw. das Investitionsprogramm anzumelden. 
 


8.2.6 Versorgungsleitungen 
 
Kosten und Finanzierung: 
Die Kosten und die Finanzierung für die erforderlichen Maßnahmen werden 
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von den jeweiligen Leitungsträgern übernommen. 
 


8.2.7 Entwässerung 
 
Kosten: 
Für die Herstellung der Leitungen für Regen- und Schmutzwasser (Trennsys-
tem) werden folgende Kosten veranschlagt: 
 


 ca. 1.071.000 € 
  
Finanzierung: 
Bei den erforderlichen Maßnahmen zur Entwässerung des Wohngebietes 
und der dazugehörigen Verkehrsflächen handelt es sich um sogenannte „Be-
sondere Maßnahmen“ gemäß ‚Abwasserentsorgungsvertrag zwischen der 
Stadt Braunschweig und der Stadt Braunschweig GmbH (SE/BS). 
 
Die Kosten für die Herstellung der Regenwasserkanäle der inneren Erschlie-
ßung werden zu 50 % als anteilige Entwässerung der öffentlichen Verkehrs-
flächen über Erschließungsbeiträge refinanziert. 
 
 


9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
 
Die Flächen im Geltungsbereich A befinden sich im Eigentum der städtischen 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH (GGB) bzw. der Stadt Braun-
schweig. Es ist ein Verkauf der städtischen Flächen an die GGB vorgesehen. 
Die Flächen in den Geltungsbereichen B, C und D befinden sich im Eigentum 
der Stadt Braunschweig. Bodenordnende Maßnahmen sind deshalb nicht 
notwendig. 
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Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Im großen Raffkampe LA 33 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie sonstiger Stellen 
 
Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB vom 14. Dezember 2012 bis 31. Januar 2013 
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird 
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 
 
Stellungnahme der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen, Postfach 
6766, 38058 Braunschweig, 
vom 31. Jan. 2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Wir werden am Bebauungsplan „Im gro-
ßen Raffkampe“ der Stadt Braunschweig 
erneut beteiligt. Nachdem wir die Planun-
terlagen geprüft und Rücksprache mit der 
örtlichen Landwirtschaft gehalten haben, 
kommen wir zu folgendem Ergebnis: 
 
Wir halten die Aussagen unserer vorheri-
gen Stellungnahme vom 01.06.2012 auf-
recht. Bei dem Bebauungsplanbereich 
handelt es sich um eine bisher landwirt-
schaftlich intensiv genutzte Fläche östlich 
der Baugebiete „Lammer Busch-Ost“, 
1. und 2. Bauabschnitt“. 


 
 
 
 
 
 
 
Die genannte Stellungnahme wurde im 
Rahmen der Beteiligung der Behördenbe-
teiligung gemäß § 4 (1) BauGB abgege-
ben. Sie enthielt bereits die in der hier 
vorliegenden Stellungnahme vom 
31. Jan. 2013 vorgebrachten Bedenken 
und Hinweise. 
 


Ziel der Planung ist es, ein neues Wohn-
gebiet für maximal 100 Wohneinheiten zu 
entwickeln. 
 


Im Rahmen der Konkretisierung der Pla-
nung und der Abstimmung mit der 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig 
mbH hat sich herausgestellt, dass im 
Plangebiet überwiegend freistehende 
Einfamilienhäuser errichtet werden sol-
len. Es wird zum Zeitpunkt der Planauf-
stellung mit ca. 77 Einfamilienhaus-
grundstücken gerechnet. 
 


Das 7,34 ha große Plangebiet (Geltungs-
bereich A) grenzt östlich an den Haupter-
schließungsring Lammer Busch an. Süd-
lich, nördlich und östlich des Plangebie-
tes liegen Feldwege bzw. nachgelagerte 
Ackerflächen. Am Ostrand des Plange-
bietes sowie auf einem kurzen Teilab-
schnitt im süd-östlichen Bereich wird eine 


Der sogenannte „Rübenweg“ bleibt erhal-
ten. Zur Verdeutlichung der Situation 
wurde der Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes bereits zum Auslegungs-
beschluss an der südlichen Seite so er-
weitert, dass der Rübenweg auch hier im 
Bebauungsplan enthalten ist. Er wird so-
wohl an der Südseite als auch an der 
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Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. 
Es handelt sich hierbei um die Fläche für 
einen Feldweg, der u. a. für die Rübenab-
fuhr benötigt wird. Der sogenannte Rü-
benweg verläuft ausgehend von der 
Neudammstraße südlich und dann östlich 
entlang des Plangebietes und biegt als 
Verlängerung des Schwarzen Weges 
nach Osten ab. Der Rübenweg ist unent-
behrlich für die Abfuhr der angrenzenden 
Ackerflächen und muss zur Gewährleis-
tung des Kreisverkehrs unbedingt erhal-
ten bleiben. 
 


Ostseite des Wohngebietes als „Fläche 
für die Landwirtschaft“ festgesetzt. 


Nördlich grenzt das Plangebiet an einen 
als Schwarzer Weg bezeichneten Feld-
weg an. Beide Wege sind für die Er-
schließung der nachgelagerten Feldmark 
von besonderer Bedeutung und dürfen im 
Rahmen der zu erwartenden Bauarbeiten 
nicht durch Baufahrzeuge befahren oder 
Baumaterialien in ihrer Funktion beein-
trächtigt werden. Auch muss dauerhaft 
untersagt werden, dass Pkw entlang der 
Feldwege parken bzw. diese nutzen. 
Denn bereits jetzt schon behindern Pkw 
das Durchkommen mit den landwirt-
schaftlichen Maschinen. Es muss jeder-
zeit sichergestellt werden, dass die 
Landwirte ihre Flächen ungehindert über 
die landwirtschaftlichen Vorrangwege 
erreichen können. 
 


Eine Anbindung der öffentlichen Straßen 
an das landwirtschaftliche Wegenetz ist 
nicht vorgesehen. Im Straßenausbauplan 
für diesen Bebauungsplan ist an allen 
nach Norden, Osten und Süden in Rich-
tung Feldmark führenden Stichstraßen 
und Geh- und Radwegen der Einbau von 
Pollern vorgesehen, um die widerrechtli-
che Benutzung der Feld- und Landwirt-
schaftswege mit Kfz und Baufahrzeugen 
zu verhindern. 
 


Problematisch ist die Tatsache, dass 
Bau- und Hausmüll entlang der landwirt-
schaftlichen Wege und Entwässerungs-
gräben gelagert wird. Hier ist Abhilfe zu 
schaffen.  


Die Unterbindung illegaler Müllablage-
rungen ist nicht Gegenstand eines Be-
bauungsplanverfahrens. Ggf. ist hier mit 
ordnungsbehördlichen Maßnahmen ein-
zugreifen. 
 


Eine Anbindung des Baugebietes an die 
landwirtschaftlichen Wege lehnen wir u. 
a. aus eben genannten Gründen ab. 


Eine Anbindung der öffentlichen Straßen 
an das landwirtschaftliche Wegenetz ist 
nicht vorgesehen. Im Straßenausbauplan 
für diesen Bebauungsplan ist an allen 
nach Norden, Osten und Süden in Rich-
tung Feldmark führenden Stichstraßen 
und Geh- und Radwegen der Einbau von 
Pollern vorgesehen, um die widerrechtli-
che Benutzung der Feld- und Landwirt-
schaftswege mit Kfz und Baufahrzeugen 
zu verhindern. 
 


Auch muss die Räumung des in Nord-
Süd-Richtung parallel zum Rübenweg 


Der östlich an den Rübenweg angren-
zende Graben liegt außerhalb des Gel-
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verlaufenden Grabens uneingeschränkt 
möglich bleiben. 
 


tungsbereiches dieses Bebauungsplanes 
und ist von dem Baugebiet nicht betrof-
fen. Die Pflege dieses Grabens ist über 
den Rübenweg uneingeschränkt möglich. 
 


Die Regenwasserentsorgung erfolgt 
durch Anschluss an das vorhandene Netz 
in das außerhalb des Plangebietes errich-
tete Regenrückhaltebecken. Insgesamt 
ist dafür Sorge zu tragen, dass es durch 
die Entwicklung des Baugebietes nicht zu 
einer zusätzlichen Wasserbelastung des 
Lammer Grabens kommt. Die jetzige 
Entwässerungssituation ist bereits kri-
tisch. Zusätzliche Wasserbelastungen 
würden zu weiteren Vernässungen der 
anliegenden Ackerflächen führen und 
Ertragseinbußen für die Landwirte zur 
Folge haben. 
 


Das vorhandene Regenwasserrück-
haltebecken, in welches auch das Re-
genwasser dieses Baugebietes „Im gro-
ßen Raffkampe“ eingeleitet wird, ent-
spricht in jeder Hinsicht den Kriterien ei-
ner geregelten Niederschlagswasserbe-
wirtschaftung. Das Rückhaltebecken ist 
so dimensioniert, dass der Abfluss aus 
dem Baugebiet in den Lammer Graben 
dem heutigen natürlichen Abfluss der 
Ackerflächen entspricht. 


Im Zuge der 79. Flächennutzungsplan-
änderung und Aufstellung des Be-
bauungsplanes „Lammer Busch“ hatten 
wir u.a. am 17.03.2006 und 13.07.2006 in 
unseren Stellungnahmen auf die kritische 
Entwässerungsproblematik hingewiesen 
und festgestellt, dass der Lammer Gra-
ben bereits als hydraulisch ausgelastet 
gilt. Da sich durch die Ausweisung des 
Baugebietes „Im großen Raffkampe“ die 
hydraulische Gesamtsituation zwangsläu-
fig im Bereich des Lammer Grabens, den 
angrenzenden Ackerflächen und den 
Aufnehmern der Vorflut weiter verschär-
fen wird, erheben wir zu Entwässerungs-
planung erhebliche Bedenken. Nach un-
serem Kenntnisstand wird sich die 
Vernässungsproblematik der Lammer 
Grabenniederung bin hin in die Gemar-
kung Bortfeld fortsetzen. Aus unserer 
Sicht ist die wasserwirtschaftliche Ge-
samtsituation fachplanerisch gründlich 
aufzuarbeiten und abzusichern, zumal 
laut Planung nördlich und südlich des 
Geltungsbereiches A weitere Baugebiete 
entstehen sollen. 
 


Wie oben ausgeführt, ist auf Grund des 
Baugebietes nicht mit einer Verschärfung 
der Vorflutsituation zu rechnen. Das Re-
genwasserrückhaltebecken ist so dimen-
sioniert, dass der Abfluss des Nieder-
schlagswassers in den Lammer Graben 
dem heutigen natürlichen Abfluss ent-
spricht. Eine fachplanerische Unter-
suchung des Lammer Grabens und der 
Vorflutverhältnisse liegt vor: „Entwässe-
rung des Baugebietes Lammer Busch-
Ost und Verbesserung der örtlichen Vor-
flutverhältnisse“, HGN Hydrogeologie 
GmbH, 2006. Dieses Gutachten stand 
auch während der öffentlichen Auslegung 
des Bebauungsplanes zur Einsicht zur 
Verfügung. 
 


Das Plangebiet und die umliegenden Flä-
chen sind dräniert und entwässern in die 
Zuleitgräben des Lammer Grabens. Soll-
ten im Zuge der Bauarbeiten Dränagen 
angeschnitten werden, die für die Funkti-
on des Entwässerungssystems von Be-


Der Hinweis auf die zu berücksichtigen-
den Dränagen wurde an die zuständigen 
Stellen in der Stadtverwaltung und an die 
Stadtentwässerung Braunschweig GmbH 
zur Berücksichtigung im Rahmen der 
Umsetzung der Planung weitergeleitet. 
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deutung sind, so sind diese fachgerecht 
abzufangen. 
 
Der Eingriff in den Naturhaushalt wird 
sowohl im Plangebiet als auch auf drei 
externen Ausgleichsflächen (Geltungsbe-
reiche B, C, D) kompensiert. Intern wird 
unter anderem der östliche Rand des 
Geltungsbereiches A durch einen Grün-
gürtel eingefasst. Wir begrüßen die Ent-
wicklung der geplanten Gehölz-
pflanzungen, da hierdurch eine Pufferzo-
ne zwischen Wohnbebauung und an-
grenzendem Acker geschaffen wird. 
Hierdurch können die landwirtschaftlich 
verursachten Immissionen abgemildert 
werden.  
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 


Mit der Bewirtschaftung der Ackerflächen 
ist – insbesondere zur Bestell- und Ernte-
saison – auch an Sonn- und Feiertagen 
zu rechnen sowie in den späten Abend-
stunden. Die Anwohner haben diese 
landwirtschaftlich verursachten Belastun-
gen zu tolerieren. Wir bitten darum, die-
sen Hinweis mit in den Begründungstext 
aufzunehmen. Des Weiteren weisen wir 
darauf hin, dass die Unterhaltung der 
dem Weg zugewandten Gehölze sicher-
gestellt sein muss, damit überwachsende 
Äste nicht den landwirtschaftlichen Ver-
kehr behindern. 
 


Ein Hinweis auf evtl. landwirtschaftliche 
Emissionen wurde in die Begründung 
zum Bebauungsplan aufgenommen. Die 
Grundstückseigentümer sind gemäß den 
Vorschriften des Nds. Nachbarrechtsge-
setzes grundsätzlich verpflichtet, ihre 
Gehölze so anzulegen und zu pflegen, 
dass sie Nachbargrundstücke und deren 
Nutzungen (z.B. landwirtschaftlichen Ver-
kehr) nicht behindern. 
 


Hinsichtlich der Gehölzauswahl bitten wir 
um Berücksichtigung des beigefügten 
Merkblattes „Hecken und Feldgehölze“. 
 


Die Anlage enthält ein Merkblatt „Hecken 
und Feldgehölze, die aus landwirtschaftli-
cher/phytosanitärer Sicht nicht ausge-
wählt werden sollten“. Dieses Merkblatt 
wurde an den zuständigen Fachbereich 
zur Beachtung bei der Umsetzung der 
Planung weitergeleitet. 
 


Geltungsbereich B ist ca. 2,66 ha groß 
und liegt im Bereich des Lammer Gra-
bens. Hier sollen Ackerflächen in extensiv 
genutztes Grünland mit kleinflächigen 
Gehölzbeständen und Ruderalflächen 
umgewandelt werden. Laut Planung soll 
eine 30 m-Zone entlang des Lammer 
Grabens als Feuchtbrache entwickelt 
werden. Problematisch wird hierdurch die 
Räumung des Grabens mit schweren Ge-
rätschaften. Auf nassem Untergrund ist 
dies unserem Wissen nach nicht möglich. 


Die textlichen Festsetzungen zum Gel-
tungsbereich B sehen vor, dass in einer 
30,0 m breiten Zone angrenzend an den 
Lammer Graben arten- und strukturrei-
che, zum Teil feuchte Ruderalfluren, 
durch Aufgabe der bisherigen Nutzung zu 
entwickeln sind. Diese Ausgleichsmaß-
nahmen verändern den Wasserhaushalt 
der Lammer Graben-Niederung nicht. Die 
30 m-Zone entlang des Lammer Gra-
bens, die für die Entwicklung von Rude-
ralfluren vorgesehen ist, unterliegt inso-
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Wir erheben Bedenken, weil die umlie-
genden Ackerflächen ohnehin schon 
durch die kritischen Wasserverhältnisse 
des Lammer Grabens bei länger anhal-
tenden Niederschlägen unter Wasser 
stehen und die Bewirtschaftung dann 
nicht möglich ist Eine weitere Verschär-
fung der Entwässerungssituation ist des-
halb keinesfalls hinnehmbar, sondern es 
muss dafür gesorgt werden, dass der Ab-
fluss des Lammer Grabens, der wesent-
lich für die Entwässerung der umliegen-
den landwirtschaftlichen Flächen verant-
wortlich ist, gegeben ist. Die erforderli-
chen Räumarbeiten entlang des Graben-
verlaufs sind durch die Planung nicht zu 
behindern. Um den Niederschlagswas-
serabfluss zu gewährleisten, sollte das 
beidseitige Öffnen des Grabens in den 
Sommermonaten erlaubt werden. 
 


fern denselben Schwankungen des Was-
serhaushaltes wie sie in der Bestandssi-
tuation gegeben sind. Für die Gewässer-
unterhaltung ergeben sich insofern aus 
den Maßnahmen heraus keine erhöhten 
Schwierigkeiten durch zusätzliche Ver-
nässung des Untergrundes. 
 
Eine Vereinbarkeit mit den Pflegeerfor-
dernissen des Lammer Grabens ist somit 
gegeben. 
 
Die Stellungnahme wurde zur Beachtung 
bei der Umsetzung der Planung an den 
zuständigen Fachbereich weitergeleitet. 


Des Weiteren ist darauf zu achten, dass 
die geplante Feldgehölzinsel so zu plat-
zieren ist, dass sie die angrenzenden 
Ackerflächen nicht durch Schattenwurf 
oder herüberwachsende Äste und Wur-
zeln beeinträchtigt. 
 


Die Flächen im Geltungsbereich B sind 
durch ca. 11,5 m bzw. 12,5 m breite We-
geparzellen von den nächsten westlich 
bzw. nördlich gelegenen Ackerflächen 
getrennt. Aufgrund der Distanz und bauli-
chen Trennung sind Hinweise auf maß-
gebliche Beeinträchtigungsrisiken für die 
Ackerflächen durch Schattenwurf, 
herüberwachsende Äste und Wurzeln 
des geplanten Feldgehölzes nicht zu er-
kennen. Für die westlichen Ackerflächen 
kann Schattenwurf aufgrund der Him-
melsrichtung insgesamt ausgeschlossen 
werden. 
 
Die Stellungnahme wurde zur weiteren 
Beachtung im Rahmen der Umsetzung 
der Planung an den zuständigen Fachbe-
reich weitergeleitet. 
 


Geltungsbereich C ist ca. 0,29 ha groß 
und liegt in der Nähe des Einmün-
dungsbereiches der Neudammstraße an 
der B 1. Ackerland soll in Extensivbrache 
umgewandelt werden. 
 
Geltungsbereich D ist ca. 0,80 ha groß 
und liegt südlich des Baugebietes Lam-
mer Busch-West. Intensiv bewirtschafte-
tes Ackerland soll extensiv genutzt wer-
den. 


Die Aussagen sind zutreffend. 
 
 
 
 
 
Die Aussagen sind zutreffend. 
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Die externen Ausgleichsflächen werden 
weitestgehend von landwirtschaftlichen 
Nutzflächen umschlossen. Damit diese 
nicht durch Distelflug oder andere ag-
gressiv wüchsige Unkräuter belastet wer-
den ist dafür Sorge zu tragen, dass ge-
gebenenfalls Unkrautpopulationen punk-
tuell mit Pflanzenschutzmitteln bekämpft 
werden dürfen. Erforderlichenfalls muss 
eine einschurige Mahd pro Jahr durchge-
führt werden. Das Problem der Distelge-
sellschaften ergibt sich auch für den Be-
reich des o. a. Regenrückhaltebeckens. 
Es muss sichergestellt werden, dass die-
se Unkrautherde systematisch bekämpft 
werden. 
 


Auf den überwiegenden Teilen der Aus-
gleichsflächen sind aufgrund der ange-
strebten Vegetationsstrukturen (Grün-
land, Feldgehölz) kritische Wildkrautpo-
pulationen im Wesentlichen nicht zu er-
warten. Die übrigen Bereiche werden im 
Sinne der angestrebten Lebensraumfunk-
tionen für Offenlandarten extensiv ge-
pflegt bzw. bewirtschaftet. In diesem 
Rahmen wird kritischen Wildkrautpopula-
tionen auch dort entgegengewirkt. Bei 
Bedarf ist einzelfallbezogen über weiter-
gehende Maßnahmen i.S. einer insbe-
sondere mechanischen Bekämpfung zu 
entscheiden. Der Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln ist mit den ökologischen 
Zielstellungen auf den Ausgleichsflächen 
prinzipiell nicht vereinbar und durch den 
Bebauungsplan auch nicht steuerbar. 
 
Die Stellungnahme wurde zur weiteren 
Beachtung im Rahmen der Umsetzung 
der Planung an die zuständigen Fachbe-
reiche und an die Stadtentwässerung 
Braunschweig mbH weitergeleitet. 
 


Landwirtschaftliche Belange werden er-
heblich berührt. Wir bitten darum, unsere 
zur Planung vorgetragenen Bedenken 
und Hinweise umfänglich zu berücksich-
tigen. 
 


Die landwirtschaftlichen Belange wurden 
im Rahmen der Abwägung zu diesem 
Bebauungsplan ausreichend gewürdigt 
und soweit erforderlich berücksichtigt. Es 
ist insgesamt davon auszugehen, dass 
es durch die vorgesehenen Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes LA 33 zu den 
Geltungsbereichen B, C und D nicht zu 
schweren Beeinträchtigungen der agrar-
strukturellen Belange kommen wird. 
Der überwiegende Teil der Bedenken und 
Hinweise betrifft die Umsetzung der Pla-
nung und wurde an die zuständigen 
Fachbereiche und sonstigen Stellen wei-
tergeleitet. 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der sogenannte „Rübenweg“ wurde be-
reits zum Auslegungsbeschluss sowohl 
an der Ost- als auch an der Südseite des 
Plangebietes als „Fläche für die Land-
wirtschaft“ festgesetzt. 
Die Begründung wurde bereits zum Aus-
legungsbeschluss um einen Hinweis auf 
mögliche Lärmimmissionen durch die 
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landwirtschaftliche Nutzung ergänzt. 
 


Stellungnahme der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen, Postfach 
6766, 38059 Braunschweig, vom 
5. Februar 2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Wir hatten am 31.01.2013 unsere Stel-
lungnahme zum Bebauungsplan Nr. 
LA 33 „Im großen Raffkampe“ der Stadt 
Braunschweig abgegeben. Nach einem 
Folgegespräch am 04.02.2013 mit Herrn 
(Name) aus Lehndorf haben sich in Be-
zug auf die o. g. Bauleitplanung weitere 
Aspekte ergeben, die wir ergänzend 
nachreichen mit der Bitte um Berücksich-
tigung. 
 


Bei Herrn (Name) handelt es sich um ei-
nen Landwirt. 


Hinsichtlich des sogenannten Rübenwe-
ges weisen wir darauf hin, dass dieser 
landwirtschaftliche Vorrangweg auch von 
Fußgängern und Fahrradfahrern genutzt 
wird. Durch den Begegnungsverkehr ent-
stehen Konfliktsituationen zwischen den 
landwirtschaftlichen Großmaschinen und 
den Erholungsuchenden. Um Behinde-
rungen des landwirtschaftlichen Verkehrs 
zu vermeiden bzw. ein gefahrloses Aus-
weichen zu ermöglichen, ist eine Weg-
breite von mindestens 4 m zu gewährleis-
ten zuzüglich der beidseitigen Bankette. 
 


Der sogenannte „Rübenweg“ ist in einer 
für landwirtschaftliche Wege üblichen 
Breite von 3,50 m ausgebaut worden. 
Diese Breite wird als ausreichend erach-
tet. Sollte es zu Begegnungen kommen, 
so ist ein Ausweichen/Warten für Radfah-
rer und Fußgänger in den Randbereichen 
möglich und zumutbar. 
 


Durch das Befahren des Feldweges ent-
stehen Staubemissionen. Um diese zu 
minimieren und das Konfliktpersonal zwi-
schen zukünftigen Anwohnern und der 
örtlichen Landwirtschaft zu verringern ist 
der Weg mit einem Material auszubauen, 
dass die Staubentwicklung hemmt. 
 


Der Rübenweg befindet sich im Eigentum 
der Grundstücksgesellschaft Braun-
schweig mbH. Die GGB hat diesen Weg 
im Zuge der Entwicklung der Baugebiete 
Lammer Busch-Ost, 1. und 2. Bauab-
schnitt gebaut, da in diesem Rahmen ein 
Teil des bisherigen Rübenweges entfal-
len musste. Einzelheiten des Ausbau-
standards und des Unterhalts müssen 
zwischen dem Feldmarksrealverband und 
der GGB vereinbart werden. Die Stel-
lungnahme wurde an die GGB weiterge-
leitet. 
 


Da der Rübenweg auch durch die An-
wohner mit Pkw genutzt wird und mittler-
weile der Fahrbahnbelag hierdurch mehr 
und mehr beschädigt wurde, regen wir 
an, den Weg für den öffentlichen Verkehr 
mit einem Schlagbaum zu sperren. Wir 
bitten um Absprache mit der örtlichen 


Eine Anbindung der öffentlichen Straßen 
an das landwirtschaftliche Wegenetz ist 
nicht vorgesehen. Im Straßenausbauplan 
für diesen Bebauungsplan ist an allen 
nach Norden, Osten und Süden in Rich-
tung Feldmark führenden Stichstraßen 
und Geh- und Radwegen der Einbau von 
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Landwirtschaft. 
 


Pollern vorgesehen, um die widerrechtli-
che Benutzung der Feld- und Landwirt-
schaftswege mit Kfz und Baufahrzeugen 
zu verhindern. 
 


In Bezug auf die externen Ausgleichsflä-
chen geben wir grundsätzlich zu beden-
ken, dass Grund und Boden gerade im 
Stadtgebiet Braunschweig knapp bemes-
sen ist. Jeder Flächenverlust stellt aus 
landwirtschaftlicher Sicht eine Belastung 
dar und sollte so knapp wie möglich ge-
halten werden. Dies gilt nicht nur für die 
Ausweisung von Baugebieten, sondern 
auch für die Inanspruchnahme von Aus-
gleichsflächen. Aus diesem Grund bitten 
wir bei Fragen der Kompensation und 
einzelbetrieblichen Betroffenheit um Be-
rücksichtigung landwirtschaftlicher Be-
lange. 
 


Der Ausgleich von Eingriffen in Boden, 
Natur und Landschaft durch Baugebiete 
ist gesetzliche Pflicht (Bundesnatur-
schutzgesetz, Baugesetzbuch).Die Aus-
gleichsmaßnahmen sollen grundsätzlich 
im Stadtgebiet Braunschweig angesiedelt 
werden, um hier – möglichst im Bereich 
der Eingriffe – Natur und Landschaft auf-
zuwerten. 
 
Die Stadt hat entsprechende Flächen, die 
sich für Ausgleichsmaßnahmen eignen, 
aufgekauft. Um solche handelt es sich bei 
den Geltungsbereichen B, C und D die-
ses Bebauungsplanes (s.u.). 
 


Wir empfehlen den Eingriff in den Natur-
haushalt durch finanzielle Ausgleichszah-
lungen zu kompensieren und das Geld in 
bereits vorhandene Naturschutzprojekte 
fließen zu lassen. 


Ersatzzahlungen sind i.S. des § 15 (6) 
BNatSchG dann vorzusehen, wenn ein 
Ausgleich/Ersatz nicht in angemessener 
Frist herzustellen ist. Aufgrund der Ver-
fügbarkeit geeigneter Ausgleichsflächen 
ist das hier nicht der Fall. 
 


Eine weitere geeignete Maßnahme ist die 
Entsiegelung von z.B. Industriebrachen 
oder die ökologische Aufwertung von 
Forstflächen. 
 


Die Entsiegelung von Industriebrachen ist 
in der Regel mit einem extrem hohen 
Kostenaufwand verbunden und kann nur 
im Zuge neuer Planungen, verbunden mit 
Altlastensanierungen etc., durchgeführt 
werden. Deshalb können solche Maß-
nahmen nur in seltenen Einzelfällen als 
Ausgleichsmaßnahmen herangezogen 
werden. 
 
Die ökologische Aufwertung von Forstflä-
chen kann grundsätzlich in Betracht 
kommen. Es müsste mit den Maßnahmen 
jedoch eine Erhöhung der Wertigkeit für 
Natur und Landschaft zu vertretbaren 
Kosten und im Einverständnis mit den 
Eigentümern der Forstflächen gesichert 
sein. Im Rahmen dieses Bebauungspla-
nes „Im großen Raffkampe“ stehen keine 
geeigneten Flächen für solche Maßnah-
men zur Verfügung. Die Anregung wurde 
jedoch an den zuständigen Fachbereich 
zur grundsätzlichen Überprüfung für an-
dere Plangebiete weitergeleitet. 
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Der Geltungsbereich B wird derzeit von 
Landwirt (Name) als Grünland genutzt. 
Durch die geplante Umnutzung der Flä-
che ist der Landwirt gezwungen, andern-
orts geeignetes Grünland zu pachten 
bzw. zu erwerben. Bedingt durch die Flä-
chenknappheit im Bereich der Stadt 
Braunschweig wird dieses Vorhaben sehr 
schwierig für den Landwirt werden. Um 
dieses Problem zu lösen, sind die o. g. 
Kompensationsvarianten dem Flächen-
verbrauch unbedingt vorzuziehen. 
 


Die Maßnahmen in Geltungsbereich B 
am Lammer Graben sind Bestandteil ei-
nes Gesamtkonzeptes zur ökologischen 
Aufwertung der Lammer Graben-Niede-
rung, das auf die großflächige und zu-
sammenhängende Extensivierung und 
naturnahe Entwicklung der Flächen am 
Lammer Graben ausgerichtet ist. 
 
Dementsprechend wurden in diesem Be-
reich bereits für die bisherigen Neubau-
gebiete in Lamme Ausgleichsflächen 
hergestellt. Diese Einzelflächen sollen 
fortwährend ergänzt werden. Der Gel-
tungsbereich B bildet somit einen weite-
ren Baustein in der Umsetzung dieses 
Konzeptes. 
 
Die Flächen, die im Geltungsbereich B 
als Grünland hergestellt werden, stehen 
nach Fertigstellung wieder für eine ange-
passte extensive Nutzung als Mähwiese 
oder Weide im Sinne der Festsetzungen 
zur Verfügung. Eine Verpachtung oder 
Nutzungsvereinbarung mit einem interes-
sierten Landwirt wird angestrebt. 
 


Der Geltungsbereich C und die umlie-
genden Flächen werden von Landwirt 
(Name) aus Lehndorf ackerbaulich be-
wirtschaftet. Durch die Ausweisung der 
Ausgleichsfläche wird die westlich an-
grenzende ca. 0,3 ha große Ackerfläche 
von der Bewirtschaftung abgeschnitten 
und muss dann separat über die Neu-
dammstraße erschlossen werden. Wir 
erheben Bedenken, da die Bewirtschaf-
tungsfläche durchschnitten wird und so-
mit der agrarstrukturelle Wert sinkt. Wir 
regen an, die oben beschriebene 0,3 ha 
große Fläche als Kompensationsbereich 
zu verwenden und die geplante ver-
gleichbar große Fläche zu streichen. 
Hierdurch würde sichergestellt werden, 
dass die Ackerflächen weiterhin zusam-
menhängend bewirtschaftet werden kön-
nen. Selbstverständlich sind hierfür ein-
vernehmliche Absprachen mit der Eigen-
tümerin (Name) und dem Bewirtschafter 
(Name) erforderlich. 
 


Sowohl der Geltungsbereich C als auch 
die als Alternative hierzu vorgeschlagene 
westlich angrenzende Fläche liegen iso-
liert von sonstigen landwirtschaftlichen 
Flächen: Nördlich grenzt eine Fläche für 
„Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft“ für den Bebauungsplan 
„Lammer Busch-Ost“, 2. Bauabschnitt, 
LA 32 an. Hier wurden die gleichen Fest-
setzungen getroffen wie für den Gel-
tungsbereich C dieses Bebauungsplanes 
LA 33 (Bewirtschaftung als Lebensraum 
für Offenlandarten). Östlich an diese bei-
den Flächen grenzt eine „öffentliche 
Grünfläche“ gemäß Bebauungsplan 
LA 32 an. Hier soll eine Grünverbindung 
zur B 1 geschaffen werden, um eine di-
rekte Führung zur Fußgänger und Rad-
fahrer Richtung Raffteichbad über die B 1 
(Fußgängerampel) zu ermöglichen. Mit 
der Herrichtung dieser Grünfläche und 
Wegeverbindung wird hier die land-
wirtschaftliche Nutzung des genannten 
Landwirtes entfallen. Weitere Flächen 
des genannten Landwirtes liegen weiter 
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östlich, getrennt durch Flächen, die von 
anderen Pächtern bewirtschaftet werden. 
 
Das vorgeschlagene Alternativgrundstück 
ist nach wie vor separat anfahrbar. Es 
befindet sich zum Zeitpunkt der Planauf-
stellung im Privateigentum, sodass auf 
diese Fläche nicht zurückgegriffen wer-
den kann. Dies wäre jedoch auch nicht 
sinnvoll, da mit der hier vorgelegten Pla-
nung die Ausgleichsflächen aus den Be-
bauungsplänen LA 32 und LA 33 sowie 
die genannte öffentliche Grünfläche aus 
dem Bebauungsplan LA 32 eine zusam-
menhängende Fläche bilden, die nicht 
intensiv landwirtschaftlich genutzt wird. 
 
Sollte eine Verkaufsbereitschaft der Ei-
gentümerin der vorgeschlagenen Alterna-
tivfläche bestehen, so könnte diese Flä-
che zu einem späteren Zeitpunkt eben-
falls als Ausgleichsfläche übernommen 
und einem weiteren Bebauungsplan zu-
geordnet werden. Damit würde sich ein 
sinnvoller Zusammenhang zwischen 
Baugebiet, öffentlichen Grünflächen und 
Ausgleichsflächen bis zur Bebauung an 
der Hannoverschen Straße ergeben. 
 
In Anbetracht der relativ geringen Größe 
der genannten Flächen ist es vertretbar, 
hier die intensive landwirtschaftliche Nut-
zung auf Dauer einzustellen. 
 


Die nördlich an den Geltungsbereich C 
angrenzende bereits vorhandene Kom-
pensationsfläche ist sich selbst überlas-
sen und wird in keiner Weise durch Pfle-
gemaßnahmen in ihrer Entwicklung kon-
trolliert. Das hat zur Folge, dass Distelge-
sellschaften und andere Unkrautherde 
sich stark ausgebreitet haben und die 
Fläche sich als dichtbewachsenes Bir-
kengehölz entwickelt hat. Aus landwirt-
schaftlicher Sicht lehnen wir an diesem 
Standort eine derartige Entwicklung ab, 
da die umliegenden Ackerflächen sowohl 
durch Unkrautsamen und herüberwach-
sende Äste und Wurzeln als auch durch 
Schattenwurf beeinträchtigt werden. Eine 
pflegemäßige Begleitung der Kompensa-
tionsflächen ist an ackernahen Standor-
ten unbedingt zu gewährleisten. Wir bit-


Die Hinweise wurden an den zuständigen 
Fachbereich weitergeleitet. Die Flächen 
sind gemäß Bebauungsplan LA 32 als 
Lebensraum für Offenlandarten (z.B. 
Feldhase, Feldlerche) zu gestalten (Ex-
tensivbrache, einzelne Gehölzstrukturen). 
Sie sind dauerhaft im Sinne der Festset-
zungen zu erhalten und zu pflegen. 
 
Mit der Umsetzung der Planungen aus 
den Bebauungsplänen LA 31, LA 32 und 
LA 33 wird diese Fläche künftig im we-
sentlichen von öffentlichen Grünflächen 
und einer weiteren Fläche für Offenland-
arten umgeben sein, so dass die mögli-
che Beeinträchtigung von intensiv ge-
nutzten landwirtschaftlichen Flächen 
weitgehend entfällt. 
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ten darum, die beschriebene Kompensa-
tionsfläche zu begutachten und geeignete 
Pflegemaßnahmen durchzuführen. 
 
Die ergänzenden vorgetragenen Beden-
ken bitten wir umfänglich zu berücksichti-
gen. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 


Stellungnahme vom Nieders. Landes-
volk Braunschweiger Land e. V., Post-
fach 6735, 38058 Braunschweig, vom 
30. Jan. 2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Die Entwässerung der zusätzlichen Nie-
derschlagsmengen über den Lammer 
Graben führt zur Vernässung der anlie-
genden landwirtschaftlichen Flächen. 
Schon heute sind bei längeren Nieder-
schlägen verstärkt Vernässungen zu be-
obachten, sodass die Entwässerungs-
gräben im Herbst nur unter schwierigsten 
Bedingungen geöffnet werden können. 
Ein Gutachten über das Abflussverhalten 
des Lammer Grabens ist dringend erfor-
derlich.  


Die Entwässerung der zusätzlichen Nie-
derschlagsmengen aus dem Baugebiet 
LA 33 führt nicht zu einer über das heuti-
ge natürliche Maß hinausgehenden Ver-
nässung von landwirtschaftlichen Flächen 
im Bereich des Lammer Grabens. Das 
Regenrückhaltebecken ist ausreichend 
dimensioniert, um die anfallenden Nie-
derschlagswassermengen rückzuhalten 
und gedrosselt – entsprechend dem na-
türlichen Abfluss – dem Lammer Graben 
zuzuleiten. Ein Gutachten über das Ab-
flussverhalten des Lammer Grabens liegt 
vor („Entwässerung des Baugebietes 
Lammer Busch-Ost und Verbesserung 
der örtlichen Vorflutverhältnisse“, HGN 
Hydrogeologie GmbH, 2006). Eine Über-
prüfung aus Anlass dieses Bebauungs-
planes LA 33 sowohl seitens der Stadt-
entwässerung Braunschweig mbH als 
auch seitens der Unteren Wasserbehörde 
hat ergeben, dass sich an der damals 
ermittelten Situation nichts geändert hat. 
Eine Verschärfung des Abflussgesche-
hens innerhalb des Grabensystems des 
Lammer Grabens auf Grund des Be-
bauungsplanes LA 33 ist nicht zu erwar-
ten. 
 


Darüber hinaus muss, um den Nieder-
schlagswasserabfluss zu gewährleisten, 
ein beidseitiges Öffnen des Lammer Gra-
bens in den trockenen Sommermonaten 
erlaubt werden. 
 


Der Geltungsbereich B grenzt an den 
Lammer Graben. Entlang des Lammer 
Grabens, auf der Nordseite, ist eine 30 m 
breite Zone als Feuchtbrache geplant. 
Die Durchführung der Gewässerunter-
haltung ist dadurch nicht gefährdet. Sie 
kann ebenso von der Südseite des Lam-
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mer Grabens aus erfolgen. 
 
Die Gewässerunterhaltung in den Som-
mermonaten wurde bisher und wird auch 
künftig im Einzelfall zwischen dem Unter-
haltspflichtigen, der Unteren Wasser-
behörde und der Unteren Naturschutzbe-
hörde der Stadt Braunschweig abge-
stimmt. 
 


Eine Anbindung der verschiedenen Stra-
ßen an das landwirtschaftliche Wegenetz 
darf nicht erfolgen. Es besteht die Gefahr, 
dass nicht-landwirtschaftliche Fahrzeuge 
das landwirtschaftliche Wegenetz befah-
ren und die Wege dadurch stark befahren 
werden, so dass bereits im Vorfeld der 
neuen Bebauung ein Befahren durch 
Bau- und andere Kraftfahrzeuge verhin-
dert werden muss. 
 


Eine Anbindung der öffentlichen Straßen 
an das landwirtschaftliche Wegenetz ist 
nicht vorgesehen. Im Straßenausbauplan 
für diesen Bebauungsplan ist an allen 
nach Norden, Osten und Süden in Rich-
tung Feldmark führenden Stichstraßen 
und Geh- und Radwegen der Einbau von 
Pollern vorgesehen, um die widerrechtli-
che Benutzung der Feld- und Landwirt-
schaftswege mit Kfz und Baufahrzeugen 
zu verhindern. 
 


Der vorhandene landwirtschaftliche Weg 
für die Rübenabfuhr (südlich und östlich 
von LA 33) muss weiterhin ein landwirt-
schaftlicher Vorrangweg für die Transpor-
te zum und vom Feld bleiben, er darf 
nicht als Fuß- und Radweg ausgewiesen 
werden. 
 


Der Weg für die Rübenabfuhr ist am Ost- 
und Südrand des Wohngebietes LA 33 
als „Fläche für die Landwirtschaft“ festge-
setzt. Dadurch wird deutlich gemacht, 
dass es sich in erster Linie um einen 
landwirtschaftlichen Weg handelt. Dieser 
darf jedoch von Radfahrern und Fußgän-
gern benutzt werden. Das Betretungs-
recht der freien Landschaft ist im „Nds. 
Gesetz über den Wald und die Land-
schaftsordnung“ geregelt (NWaldG). 
 


Die Staubentwicklung auf den Wirt-
schaftswegen ist bedenklich. Aufgrund 
der Nähe zu der Wohnbebauung sollte 
über eine Aufbringung von Granulat auf 
diesen Wegen nachgedacht werden. 
 


Der Rübenweg befindet sich im Eigentum 
der Grundstücksgesellschaft Braun-
schweig mbH. Die GGB hat diesen Weg 
im Zuge der Entwicklung der Baugebiete 
Lammer Busch-Ost, 1. und 2. Bauab-
schnitt gebaut, da in diesem Rahmen ein 
Teil des bisherigen Rübenweges entfal-
len musste. Einzelheiten des Ausbau-
standards und des Unterhalts müssen 
zwischen dem Feldmarksrealverband und 
der GGB vereinbart werden. Die Stel-
lungnahme wurde an die GGB weiterge-
leitet. 
 


Die geplante Zufahrt in das neue Be-
bauungsgebiet erfolgt über einen land-
wirtschaftlichen Feldweg, der weiterhin 
Bestand haben muss. 
 


Für die verkehrliche Erschließung des 
Baugebietes ist das landwirtschaftliche 
Wegenetz nicht erforderlich. Das Bauge-
biet „Im großen Raffkampe“ wird an die 
bereits vorhandenen Straßen des Bau-
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gebietes (Lammer Busch-Ost, 1. und 
2. Bauabschnitt) verkehrlich angebunden. 
 


Wir bitten um Beachtung, dass das Ein-
lenken des landwirtschaftlichen Verkehrs 
auf die B 1 weitere Erschwernisse mit 
sich bringt. Hier ist im Vorfeld eine akzep-
table Lösung zu finden. Evtl. ist eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung anzudenken. 
 


Da sich der geplante Ausbau der Ein-
mündung B 1/Neudammstraße mit einer 
Lichtsignalanlage auf Grund eines Klage-
verfahrens im Planverfahren verzögert, 
ist zum Schutz der Radfahrer auf der 
Neudammstraße zwischen B 1 und dem 
Beginn des an der Westseite der Neu-
dammstraße verlaufenden Geh- und 
Radweges die Anordnung einer Ge-
schwindigkeitsreduzierung vorgesehen. 
Dadurch ist auch eine Verbesserung für 
das Ein- und Ausbiegen der Land-
wirtschaftsfahrzeuge, die den Rübenweg 
von der Neudammstraße aus benutzen, 
zu erwarten. Der Bereich der B 1 fällt in 
den Zuständigkeitsbereich der Nieders. 
Landesbehörde für Straßenbau und Ver-
kehr, NLStBV, in Wolfenbüttel. 
 


Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass 
für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men keine Ackerflächen zugrunde gelegt 
werden dürfen. 
 


Der Bebauungsplan LA 33 sieht Aus-
gleichsmaßnahmen auf heutigen Acker-
flächen vor. Die Geltungsbereiche B, C 
und D grenzen an andere Geltungsberei-
che für Ausgleichsmaßnahmen für ande-
re Bebauungspläne in Lamme an, sodass 
hier größere zusammenhängende Flä-
chen für Maßnahmen zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft geschaffen 
werden können. Auf Ackerflächen können 
mit einem vertretbaren Aufwand Verbes-
serungen erreicht werden, die zu einem 
wirksamen Ausgleich der Eingriffe des 
Baugebietes führen. Flächen, die bereits 
einen höheren Wert für Natur und Land-
schaft haben, sind hierfür nicht oder we-
nig geeignet. Andere geeignete Flächen 
stehen in dem vom Eingriff betroffenen 
Raum nicht zur Verfügung. 
 


Um Berücksichtigung der vorgebrachten 
Anregungen und Bedenken für alle ge-
nannten Planverfahren wird gebeten. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
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Stellungnahme der Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH, Postfach 4510, 
38035 Braunschweig, vom 29. Jan. 
2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Der Aufstellung eines Bebauungsplanes 
in Lamme, im Bereich Lammer Busch-
Ost, wird aus entwässerungstechnischer 
Sicht zugestimmt. Das Plangebiet kann 
an das vorhandene Entwässerungsnetz 
angebunden werden. 
Anmerkung: 
Der Planung und Darstellung der neuen 
Entwässerungskanäle in den öffentlichen 
Straßenflächen erfolgt zzt. mit Hilfe von 
Rechts- und Hochwerten, bis das UTM-
Koodinatensystem eingeführt ist. Die Ka-
naldarstellung ist daher in den öffentli-
chen Straßenflächen noch nicht möglich. 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 


Stellungnahme der Braunschweiger 
Verkehrs-AG, Stadtbahn - Gleisanla-
gen, Am Hauptgüterbahnhof 28, 38126 
Braunschweig, vom 24. Jan. 2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Die Braunschweiger Verkehrs-AG ist im 
Rahmen der Beteiligung Träger öffentli-
cher Belange zur Stellungnahme zu o. g. 
Plan aufgefordert worden. 
Wir begrüßen die Freihaltung einer 
ÖPNV-Trasse im Baugebiet. 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Die Trasse sollte eine Breite von 8 m ha-
ben, um später einen besonderen Bahn-
körper mit allen erforderlichen Sicher-
heitsabständen anlegen zu können. 
 


Die ÖPNV-Trasse wurde bereits zum 
Auslegungsbeschluss mit 8,00 m festge-
setzt.  


Die vor Realisierung der Trasse vorgese-
henen Baumstandorte sollten jeweils mir 
mindestens 5 m lichten Abstand zur 
Trassenachse gepflanzt werden, um spä-
tere Konflikte zu vermeiden. 
 


Der Hinweis zur Baumpflanzung wurde 
an den zuständigen Fachbereich weiter-
geleitet. 


Bei der Verlegung von Ver- und Entsor-
gungsleitungen ist an Berührungspunkten 
mit der ÖPNV-Trasse zu beachten, dass 
ein späterer Gleisaufbau ca. 0,80 bis 
1,00 m Tiefe benötigt. Die Leitungen sind 
in diesen Bereichen entsprechend tiefer 


Der Hinweis zur Höhenlage von Leitun-
gen ist an die Stadtentwässerung Braun-
schweig zur Beachtung in der Umsetzung 
der Planung weitergeleitet worden. 
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zu verlegen. 
 
Für die ÖPNV-Trasse wird im Text eine 
abgestrebte Weiterführung in Richtung 
der B 1 zur Innenstadt angegeben. Da 
der Trassenverlauf aus Richtung Innen-
stadt nach Lamme bislang noch nicht 
festgelegt ist, sollte auch die Möglichkeit 
einer Zuführung entlang des nordwestli-
chen Ortsrandes von Lehndorf und die 
Saarstraße noch offengehalten werden. 
 


Der Bebauungsplan hält lediglich die 
ÖPNV-Trasse innerhalb dieses Bauge-
bietes fest. Der weitere Verlauf einer 
möglichen ÖPNV-Trasse Richtung In-
nenstadt ist dadurch nicht zwingend vor-
gegeben. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die ÖPNV-Trasse wurde zum Ausle-
gungsbeschluss mit 8,0 m Breite festge-
setzt 
 


Stellungnahme von BS/NETZ, Post-
fach 
3317, 38023 Braunschweig, vom 
22. Jan. 2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 
 


Stromversorgung: 
 
Es wird beabsichtigt, den oben genann-
ten Bebauungsplan mit elektrischer 
Energie zu erschließen. 
 


 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Die Versorgung wird durch die Erweite-
rung des 20 kV/0,4 kV Kabelnetzes aus 
dem 2. Bauabschnitt erfolgen. Es sind für 
die Planstraßen A und E bereits PVC 
Schutzrohre zur Netzerweiterung verlegt 
worden. Die Planstraßen B-D werden 
über die Planstraße A erschlossen. PVC 
Schutzrohre zur nördlichen Erschließung 
werden vorgesehen. 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Die Planstraße E wird ebenfalls an das 
Bestandsnetz aus dem 2. Bauabschnitt 
angeschlossen. Zur Erschließung des 
geplanten 6. BAS werden PVC-
Schutzrohre verlegt. 
 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Für eine sichere elektrische Energiever-
sorgung sind Kabelverteilerschränke er-
forderlich, deren Standorte variabel sind. 


Der Hinweis wurde an den zuständigen 
Fachbereich weitergeleitet und wird im 
Rahmen der Ausführungsplanung be-
rücksichtigt. Solche Anlagen sind auch 
ohne eigenständige Festsetzung zuläs-
sig. 
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Die zwischen Planstraße E und ÖPNV-
Trasse gelegenen Häuser werden über 
private Stichwege versorgt. Das dafür 
benötigte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
ist im vorliegenden Bebauungsplan be-
reits eingetragen. 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Gas- -und Wasserversorgung: 
 
Es wird beabsichtigt, die Erschließung 
des oben genannten Bebauungsplanes 
mit Gas- und Wasserversorgungsleitun-
gen fortzuführen. 
 


 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Im Zuge der Erschließung des 1. Bauab-
schnitts erfolgte bereits die Verlegung 
von Gas- und Wasserversorgungsleitun-
gen in der Planstraße A. Von diesen wer-
den die Planstraßen B bis D erschlossen 
sowie die zukünftige Erschließung Rich-
tung Norden vorbereitet. 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Für die Erschließung der Planstraße E 
und des weiter südlich anschließenden 
potentiellen 6. Bauabschnitts wurden im 
2. Bauabschnitt ebenfalls bereits Leitun-
gen verlegt. 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Die zwischen Planstraße E und ÖPNV-
Trasse gelegenen Häuser werden über 
private Stichwege versorgt. Das dafür 
benötigte Geh-, Fahr und Leitungsrecht 
ist im vorliegenden Bebauungsplan be-
reits eingetragen. 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Der für die die am östlichen Rand verleg-
te Wassertransportleitung DN 500 erfor-
derliche Schutzstreifen mit 4 m Breite, 
zentrisch zur Leitungsachse, wurde be-
rücksichtigt und ist im Bebauungsplan 
eingetragen. Ebenfalls wurde ein Be-
pflanzungsverbot für den Schutzstreifen 
aufgenommen. 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Betriebstelefon: 
 
Im geplanten Ausbaubereich befinden 
sich keine Versorgungseinrichtungen der 
Sparte Betriebstelefon. Planungsabsich-
ten bestehen in diesen Bereichen eben-
falls nicht. 
 


 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen 
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 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 


Stellungnahme Deutsche Telekom 
Technik GmbH, Friedrich-Seele-Str. 7, 
38122 Braunschweig, vom 28. Dez. 
2012 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Wenn sich gegenüber § 4 (1) keine 
grundlegenden Änderungen ergeben ha-
ben, bleibt es bei unserer Stellungnahme 
vom 20.07.2012. 
 
(In dem Schreiben vom 20.07.2012 wur-
den keine Einwände gegen die Planung 
erhoben. Es wurde auf die allgemein zu 
beachtenden Vorgaben für den Aufbau 
eines Telekomliniennetzes hingewiesen.) 
 


 
 
 
 
 
Diese Hinweise werden im Zuge der Um-
setzung der Planung und der in diesem 
Rahmen von der Stadt Braunschweig 
durchgeführten Leitungskoordination be-
achtet.  
 


Bitte beachten Sie aber unseren 
Trassenverlauf im Bereich des Geltungs-
bereiches B (Ausgleichsfläche), diese 
darf nicht überbaut und bepflanzt werden. 
 


Die genannte Trasse liegt außerhalb des 
Geltungsbereiches B. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
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